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Vorwort 

 

Diese Thesis befasst sich mit dem aktuellen und praxisrelevanten Thema: „Wenn Eltern zu Betreuern 
werden – Komplexe Herausforderungen im Übergang von der elterlichen Sorge zur rechtlichen 
Betreuung“ 

Diese Themenstellung greift Forschungsergebnisse und Praxiserfahrungen auf, die die bundesweite, 
interdisziplinäre Debatte um die Qualität in der rechtlichen Betreuung, die UN-
Behindertenrechtskonvention, sowie die Stärkung des Selbstbestimmungsrechts rechtlich betreuter 
Menschen betreffen.  

Heinrich Hafke legt die rechtlichen Rahmenbedingen und bekannte Rechtstatsachen vortrefflich dar. 
Dazu hat der Autor vielfältige und aktuelle Literatur und Rechtsprechung ausgewählt und vermag es 
diese pointiert auszuführen. Der Verfasser fokussiert sich auf eine wichtige Gruppe und nimmt 
unterschiedliche Akteur*innen in den Blick. Im Rahmen seines empirischen Teils, in dem er 
Expert*inneninterviews mit Rechtspfleger*innen und Mitarbeiter*innen von Betreuungsvereinen 
auswertet, gewinnt er wichtige Erkenntnisse. Die Thesis von Heinrich Hafke leistet damit einen 
wichtigen Beitrag zum Verständnis der Ursachen und Hintergründe des Themas und gibt Hinweise zu 
den Hindernissen, die sich bei der Berücksichtigung der Selbstbestimmung durch rechtlich 
betreuende Eltern zeigen. Die Arbeit gibt die Komplexität des Themas umfassend wieder und zeigt 
Lösungswege, aber auch weitergehende Forschungsfragen auf. 

Die Forschungsergebnisse seiner BA-Thesis hat Heinrich Hafke bereits in einem wissenschaftlichen 
Aufsatz in der interdisziplinären Fachzeitschrift Betreuungsrechtliche Praxis (BtPrax: Heft Nr. 1 2021) 
veröffentlicht und hat damit bereits einen eigenen Beitrag zum Transfer seiner Forschung in die 
Praxis der rechtlichen Betreuung geleistet.  

 

Prof. Dr. Dagmar Brosey 
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1. Einleitung 

Die rechtliche Betreuung stellt ein Recht für erwachsene Menschen dar, die ihre eigenen Angele-

genheiten teilweise oder im Ganzen nicht selbstständig erledigen können, und ist somit ein wesent-

liches Instrument zur Wahrung ihrer Selbstbestimmung. Insbesondere der Übergang von der elter-

lichen Sorge zur rechtlichen Betreuung birgt für alle Beteiligten des Betreuungswesens eigene Her-

ausforderungen, die im Rahmen dieser Arbeit erörtert werden sollen. 

Eltern verfügen bis zum Ende des 18. Lebensjahrs über die elterliche Sorge und dürfen unter Be-

rücksichtigung des Kindeswohlprinzips gem. § 1631 Abs. 1 BGB sowohl über die Erziehung als auch 

den Aufenthalt ihres Kindes bestimmen. Werden sie mit Erreichen der Volljährigkeit ihres Kindes zu 

dessen Betreuer1 bestellt, ändert sich dieses Recht grundsätzlich. Als rechtliche Betreuer haben sie 

nun die Pflicht, den Betreuten nicht mehr lediglich in Entscheidungsprozesse einzubeziehen (gem. 

§ 1626 Abs. 2 BGB), sondern den Entscheidungen ihres betreuten Kindes Ausdruck zu verschaffen 

und dieses in seiner Willensbildung zu unterstützen (gem. § 1901 Abs. 2 BGB). 

Das Paradigma der unterstützten Entscheidung sowie die Bedeutung im Kontext der Betreuungs-

führung spielen eine wesentliche Rolle in der Auseinandersetzung mit der Thematik und werden 

daher in der Arbeit ebenfalls beleuchtet. 

Das Betreuungsrecht regelt im § 1897 Abs. 1 BGB, dass eine „geeignete“ Person vom Betreuungs-

gericht als Betreuer bestellt wird. Wer nun geeignet ist, eine Betreuung zu führen, ergibt sich mög-

licherweise aus den in § 1901 BGB aufgeführten Pflichten des Betreuers. Demnach muss ein Be-

treuer die Angelegenheiten zum Wohl des betroffenen Menschen besorgen können und wollen (§ 

1901 Abs. 2 S. 1 BGB) und hat auf die Wünsche und Vorstellungen des Betreuten einzugehen, „so-

weit dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft und dem Betreuer zuzumuten ist“ (§ 1901 Abs. 3 S. 1 

BGB). Gemäß § 1901 BGB gehört zum Wohl des Betreuten auch das Recht, das eigene Leben soweit 

wie möglich nach den eigenen Wünschen und Vorstellungen zu gestalten (Abs. 2 S. 2). Das Selbst-

bestimmungsrecht einer gesetzlich betreuten Person findet an dieser Stelle im Gesetz somit seinen 

Ausdruck. Der daraus resultierende Grundsatz der persönlichen Betreuung konkretisiert sich in der 

Pflicht des Betreuers, sich mit dem Betreuten zu besprechen (§ 1901 Abs. 3 S. 3). 

Aus diesen Vorschriften ergibt sich eine Konkretisierung dessen, was der Gesetzgeber unter einer 

guten rechtlichen Betreuung versteht und wie diese zu führen ist. Nach derzeitigen Recht bedarf es 

 
1 In der folgenden Arbeit wird an einigen Stellen lediglich die männliche Form (Betreuer; Betreuter) verwen-
det, da die Wortwahl zwecks Klarheit dem Gesetzestext entlehnt ist. Gemeint sind explizit sowohl männli-
che als auch weibliche sowie diverse Menschen. 
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grundsätzlich keiner fachlichen Mindeststandards, um für die Übernahme einer Betreuung geeignet 

zu sein. Diese Arbeit unternimmt einen Versuch, einzelne daraus resultierende Herausforderungen 

bei der Wahrung der Selbstbestimmung betreuter Menschen und insbesondere der Verhinderung 

von ersetzenden Entscheidungen zu identifizieren. 

Dazu bilden theoretische Vorüberlegungen die Grundlage einer empirischen Untersuchung, in der 

betrachtet wird, inwieweit Eltern bei der Umsetzung der betreuungsrechtlich geforderten Wahrung 

von Selbstbestimmung unterstützt werden. Die Information von Eltern über die Veränderung in der 

Rechtsbeziehung im Betreuungsverfahren sowie die Bereitstellung dementsprechender Wissens-

bestände und die Unterstützung einer angemessenen Haltung durch die Betreuungsvereine stellen 

den Gegenstand leitfadengestützter Expert*inneninterviews dar. Insbesondere die Vermittlung von 

Grundkenntnissen des Betreuungsrechts sowie die Einführung in methodisches Wissen, beispiels-

weise unterstützter Entscheidungsfindung, sind dabei von Interesse.  
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Teil I: Theoretischer Teil 

2. Elterliche Sorge 

Der familienrechtliche Begriff der elterlichen Sorge wird im Folgenden insbesondere in Bezug auf 

den Willen des Kindes näher erläutert, da dieser in der weiteren Auseinandersetzung und speziell 

im Vergleich mit dem Begriff der rechtlichen Betreuung relevant ist. Bis 1980 wurde der Rechtsbe-

griff „elterliche Gewalt“ gebraucht. Die aktuelle Bezeichnung der elterlichen Sorge stellt das Für-

sorge- und Schutzverhältnis deutlich heraus. (vgl. Zimmer 2011: 59 f.) 

Inhaber der elterlichen Sorge sind die Eltern (gem. § 1626 Abs. 1 BGB). Im Vordergrund der Aus-

übung dieses Rechts hat immer das Wohl des minderjährigen Kindes zu stehen (gem. § 1627 BGB). 

Damit einher geht die elterliche Verantwortung und daher ein Pflichtcharakter in der Rechtsaus-

übung (gem. § 1626 Abs. 1 BGB). Das Kind soll sich zu einem selbstständigen, eigenverantwortlichen 

und gemeinschaftsfähigen Menschen entwickeln (gem. § 1 Abs. 1 SGB VIII). Schon aufgrund der zu 

beachtenden Rechte des Kindes räumt die elterliche Sorge folglich keine unbeschränkte Willens-

macht ein. 

Die im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelte elterliche Sorge gründet sich auf das verfassungsrechtlich 

geschützte Elternrecht: „Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und 

die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.“ 

(Art. 6 Abs. 2 GG) Primär haben Eltern demzufolge die Pflicht zur elterlichen Sorge und daher auch 

das Recht. Das staatliche Wächteramt wird im Wesentlichen durch das Jugendamt und das Famili-

engericht ausgeführt. 

Die elterliche Sorge umfasst das Recht und die Pflicht, für das minderjährige Kind sowohl finanziell 

(Vermögenssorge) als auch für die Person des Kindes (Personensorge) zu sorgen (gem. § 1626 Abs. 

1 BGB), sowie die Vertretung des Kindes in Vermögensangelegenheiten und in persönlichen Ange-

legenheiten (gem. § 1629 Abs. 1 BGB). Die Personensorge und die gesetzliche Vertretung des Kindes 

sind im Kontext dieser Auseinandersetzung von besonderer Relevanz und werden daher im Folgen-

den genauer erläutert. 

 

 2.1 Personensorge 

In Gemäßheit des § 1631 Abs. 1 BGB haben Eltern im Rahmen der Personensorge insbesondere das 

Recht und die Pflicht ihr Kind 

- zu pflegen, 
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- zu erziehen, 

- zu beaufsichtigen 

- und über dessen Aufenthalt zu bestimmen. 

Sie haben für die Erhaltung und Förderung der geistigen, seelischen und sozialen Entwicklung des 

Kindes Sorge zu tragen und es zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Person zu 

erziehen. Aus der Formulierung „insbesondere“ ist ersichtlich, dass eine abschließende Aufzählung 

der Personensorgepflichten nicht möglich ist. Grundsätzlich gehören zur Personensorge alle Ange-

legenheiten, die die Person eines Kindes betreffen. (vgl. Zorn 2006: 177 f.) 

Pflege umfasst die Sicherstellung des leiblichen und seelischen Wohls des Kindes und meint somit 

die Befriedigung aller Grundbedürfnisse (vgl. Zimmer 2011: 86). Sie ist daher von der Erziehung 

nicht unmittelbar zu trennen. 

Kinder haben gemäß § 1631 Abs. 1 BGB ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Genau definiert ist der 

Erziehungsbegriff durch den Gesetzgeber nicht, ein allgemeines Verständnis ergibt sich jedoch aus 

den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches (§§ 1626 Abs. 2, 1627 BGB) und des achten Sozi-

algesetzbuches (§ 1 Abs. 1 SGB VIII). Demnach hat ein junger Mensch das Recht auf „die Förderung 

seiner Entwicklung und einer Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 

Persönlichkeit“ (§ 1 Abs. 1 SGB VIII). Eltern haben dem Kind dabei entsprechend seiner mit zuneh-

mendem Alter wachsenden Fähigkeiten und Bedürfnisse Möglichkeiten zu selbstständigem und ei-

genverantwortlichem Handeln zu geben (gem. § 1626 Abs. 2 BGB). Fragen der elterlichen Sorge 

sind altersgerecht mit dem Kind zu besprechen, wobei Einvernehmen das Ziel ist. Eltern sollen ihr 

Kind also in Entscheidungen einbeziehen. Ist eine Einigkeit nicht zu erzielen, haben Eltern schließlich 

allein zu entscheiden. Bei Verstößen gegen dieses gesetzliche Leitbild der Erziehung ist eine Ein-

schränkung des Sorgerechts im Rahmen des staatlichen Wächteramts nicht ausgeschlossen. (vgl. 

Schleicher/ Nothhaft 2016) 

Beaufsichtigung meint die Pflicht, das eigene Kind vor Schaden durch Dritte, sowie Dritte vor Scha-

den durch das Kind zu schützen (vgl. ebd.). 

Da Eltern das Aufenthaltsbestimmungsrecht innehaben, können sie über den Wohnort und somit 

die Unterbringung des Kindes, beispielsweise in einer (teil)stationären Wohneinrichtung oder ei-

nem Internat, bestimmen. Ist damit eine freiheitsentziehende Maßnahme, zum Beispiel eine ge-

schlossene Unterbringung, verbunden und keine Gefahr im Verzug, benötigen die Eltern für diese 

Maßnahme die Genehmigung des Familiengerichts (gem. § 1631b BGB). (vgl. ebd.) 
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2.2 Vertretung des Kindes 

Die elterliche Sorge umfasst gemäß § 1629 BGB die Vertretung des Kindes. Durch die Vertretungs-

macht wirkt eine Willenserklärung, die von den Eltern als Inhaber der elterlichen Sorge im Namen 

des Kindes abgegeben wird, für und gegen das Kind (gem. § 164 BGB). Somit können Entscheidun-

gen gegenüber Dritten umgesetzt (abgegeben und angenommen) und andere Rechtshandlungen 

für das Kind vorgenommen werden. Dabei zählen nicht nur Rechtsgeschäfte wie beispielsweise Ver-

tragsabschlüsse unter die gesetzliche Vertretung, sondern jegliche Rechtshandlungen, die das Kind 

betreffen. Alltägliche Beispiele hierfür wären unter anderem die Einwilligung in medizinische Be-

handlungen oder Anträge auf Sozialhilfeleistungen. (vgl. ebd.) 

Mit Erreichen der Volljährigkeit des Kindes endet das elterliche Sorgerecht (gem. § 1626 Abs. 2 BGB 

i.V.m. § 2 BGB). Dennoch gibt es Menschen, die Unterstützung bei der Umsetzung ihrer Rechtsfä-

higkeit brauchen. Insbesondere junge Menschen mit geistigen Behinderungen haben somit ein 

Recht auf rechtliche Betreuung. 

 

3. Recht auf Betreuung 

Seit der Einführung des Betreuungsrechts ist dieses durch ein Spannungsverhältnis zwischen Frei-

heit und Fürsorge geprägt. Im Jahr 1992 ersetzte das Betreuungsrecht durch das Gesetz zur Reform 

des Rechts der Vormundschaft und Pflegschaft für Volljährige (Betreuungsgesetz) das seit 1900 gel-

tende Vormundschaftsrecht (vgl. Lipp 2000: 1). Ebendieses neu geschaffene Rechtsinstitut ist an 

den persönlichen Bedarfen des Betroffenen orientiert und berücksichtigt dessen Ressourcen und 

Fähigkeiten. Die Intention ist dabei, die Selbstbestimmung der betreuten Menschen zu stärken und 

Eingriffe in deren Rechte auf ein notwendiges Maß zu reduzieren. (vgl. Henn-Baier 2005: 114) Das 

Selbstbestimmungsrecht stellt das grundsätzliche Recht jedes Menschen dar, freie Entscheidungen 

über das eigene Leben treffen zu können und stützt sich sowohl auf das Grundgesetz als auch die 

Europäische Menschenrechtskonvention (vgl. Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG und Art.1 EMRK). 

Erwachsene Menschen mit Behinderungen haben ein Recht auf rechtliche Betreuung, wenn sie ihre 

eigenen Angelegenheiten im Ganzen oder teilweise nicht erledigen können (gem. § 1896 Abs. 1 

BGB). Ein Betreuer hat die Aufgabe, den betreuten Menschen in bestimmten Aufgabenkreisen nach 

dessen Wohl und Willen zu vertreten (gem. § 1901 Abs. 3 S. 1 BGB). Der Betroffene hat das Recht, 

eine Person als Betreuer vorzuschlagen (gem. § 1897 Abs. 4 S. 1 BGB). Diesem Wunsch wird durch 

das Gericht in der Regel entsprochen. Meistens fungieren Familienangehörige (circa 51%) oder Be-

rufsbetreuer (circa 43%) als rechtliche Betreuer (vgl. Matta/Engels/Köller/Schmitz/Maur/Bro-

sey/Kosuch/Engel 2018: 99). 
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Unter anderem durch die Flexibilität in der individuellen Ausrichtung und der Abkehr von der Ent-

mündigung hat sich das Betreuungsrecht als Instrument der Rechtsfürsorge behauptet. Die Zahl der 

angeregten Betreuungsverfahren stieg seitdem enorm und vermehrt wurden Betreuungen auch 

von Betroffenen selbst angeregt. (vgl. Jürgens/Lesting/Loer/Marschner 2016: 1) 

Wenn früher - auch gravierende - Eingriffe lediglich mit der Einwilligung von Angehörigen vor-
genommen wurden, so ist heute meist das Bewusstsein für die Notwendigkeit eines vom Ge-
richt oder vom Betroffenen selber durch eine Vorsorgevollmacht bestellten Vertreters vorhan-
den. Eine veränderte Sozialgesetzgebung sowie die erhebliche Verringerung von sozialen 
Diensten in den Kommunen unter dem Druck von Einsparzwängen haben ihr Übriges getan. 
(ebd.) 

Dies lässt sich durch Zahlen der Betreuungsstatistik abbilden. So hat sich die Zahl der am Jahresende 

anhängigen Betreuungsverfahren seit Einführung des Betreuungsrechts verdoppelt, auch wenn sie 

seit 2013 erstmals leicht rückläufig ist: 

1995   624.685 (nur alte Bundesländer)  
2000   924.624 
2015   1.276.538    (vgl. Deinert 2017: 2 ff.) 

Dass die Zahlen ab 2013 erstmals gesunken sind und auch die Steigerung in den Jahren zuvor gerin-

ger wurde, mag unter anderem an der zunehmenden Verbreitung der Vorsorgevollmacht2 liegen, 

die 2005 durch das zweite Betreuungsrechtsänderungsgesetz eingeführt wurde (vgl. Köller/Engels 

2009: 18). Grundsätzlich gilt, dass diese Statistiken mit Vorsicht zu betrachten sind, da sie lediglich 

die Zahl der Betreuungsverfahren und nicht die tatsächliche Anzahl der Betreuungen bemessen. 

Verfahren, die nicht zu einer Betreuerbestellung führen, sind ebenso enthalten. 

Bei der Zahl der Erstbestellungen von Betreuern (nach §1897 BGB) pro Jahr ist seit einigen Jahren 

ein Rückgang zu beobachten. So stieg die Anzahl der neu bestellten Betreuer von 123.316 im Jahr 

1995 in den alten Bundesländern noch auf 250.529 deutschlandweit im Jahr 2009. Vier Jahre später 

waren es im Bundesgebiet 221.262 bis hin zum Stand von 205.225 Erstbestellungen im Jahr 20163. 

Dabei lag der Anteil der Betreuungen durch Familienangehörige bei Erstbestellungen im Jahr 2016 

bei circa 44 %, während der Anteil der Berufsbetreuer bei circa 39 % liegt. Im Vergleich dazu war 

der Anteil der Familienangehörigen im Jahr 2000 mit etwa 62 % noch wesentlich höher (Berufsbe-

treuer: circa 21%). Der Anteil der familienfremden externen Ehrenamtler*innen liegt im Jahr 2016 

bei unter 9 % von der Gesamtzahl. (vgl. BfJ III 2018: 1 ff.) Der Anteil der Eltern, die ihr Kind rechtlich 

betreuen, ist nicht erfasst. 

 

 
2 Siehe Kapitel 5.2 
3 Aufgrund einer Umstellung der Justizstatistik sind zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Arbeit die neuesten 
Betreuungszahlen aus dem Jahr 2016. 
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 3.1 UN-Behindertenrechtskonvention 

Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen gilt in Deutschland seit 

dem 26.03.20094 und stellt sowohl das Recht von Menschen mit Behinderungen auf Selbstbestim-

mung als auch den Schutz vor Fremdbestimmung heraus (vgl. BGBl. 2008 II: 1419). So ist nach Art. 

12 Abs. 4 UN-BRK zu gewährleisten, dass 

die Rechte, der Wille und die Präferenzen der betreffenden Person geachtet werden, es nicht 
zu Interessenkonflikten und missbräuchlicher Einflussnahme kommt, [und] dass die Maßnah-
men verhältnismäßig und auf die Umstände der Person zugeschnitten sind […], 

um die gleiche Anerkennung vor dem Recht sicherzustellen. Bei der Umsetzung dessen ist nicht 

lediglich eine entsprechende Gesetzeslage in den Vertragsstaaten zu gewährleisten. Auch zur Kon-

trolle und Korrektur der praktischen Gesetzesanwendung sind diese verpflichtet (vgl. Ai-

chele/Bernstorff BtPrax 2010: 199 ff.). Der UN-Fachausschuss postuliert, dass klare Maßnahmen 

zur Förderung freier und selbstbestimmter Entscheidungen von Menschen mit Behinderungen 

durch geeignete Unterstützung etabliert werden (vgl. Vereinte Nationen 2015: 6 f.). 

 

 3.2 Unterstützte Entscheidungsfindung 

In Abgrenzung zu dem von Entmündigung geprägten Vormundschaftsrecht vor 1992 steht in der 

rechtlichen Betreuung die Durchsetzung und Wahrung der Rechte von Menschen im Vordergrund, 

denen dies ohne dieses Instrumentarium möglicherweise nicht in vollem Umfang gelingt. Der an 

vielen Stellen im Betreuungsrecht implementierte Erforderlichkeitsgrundsatz ermöglicht dabei eine 

variable Möglichkeit Fremdbestimmung zu vermeiden und Selbstbestimmung zu fördern (vgl. 

Jürgens et al. 2016: 4). Ein geeignetes Mittel ist erforderlich, wenn kein milderes Mittel zur Verfü-

gung steht, um den erstrebten Zweck ebenso gut zu erreichen (vgl. Duden 2015). Folglich gilt stets: 

Wenn Entscheidungen für Betroffene durch oder mit Unterstützung möglich sind, ist eine Vertre-

tung ausdrücklich nicht notwendig. Ist Stellvertretung jedoch als letzter Ausweg erforderlich, ist 

diese nicht nach objektiven Maßstäben auszurichten, sondern vielmehr ausschließlich an dem Wohl 

des Betroffenen (gem. § 1901 Abs. 2 BGB) zu orientieren, womit dies kein gänzlich fremdbestimm-

tes Handeln darstellt. Dahingehend, dass die Wünsche und Vorstellungen der betreuten Person 

umzusetzen sind und ein Betreuer nicht nach eigenen Kriterien zu handeln hat, ist nicht von erset-

zender Entscheidungsfindung (substitute decision-making), sondern von unterstützter Entschei-

dungsfindung (supported decision-making) zu sprechen, wobei nötigenfalls Stellvertretung als Mit-

tel erforderlich ist. (vgl. Brosey BtPrax 2014: 211 ff.) Lediglich so ist das deutsche Betreuungsrecht 

 
4 Die UN-BRK wurde 2006 von der UNO-Generalversammlung verabschiedet und trat 2008 in Kraft. 
Deutschland bekannte sich am 26.03.2009 durch die Ratifikation der Bundesregierung zur UN-BRK. 
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konform mit den Forderungen der UN-BRK anzuwenden (vgl. Harm BtPrax 2015: 135 ff.). 

Für Betroffene ist, sofern erforderlich, die Einrichtung einer Betreuung daher in jedem Fall eine 

Maßnahme zur Wahrnehmung der eigenen Rechte. Jemand wird nicht unter Betreuung gestellt. 

Diese Prinzipien und das Paradigma der unterstützten Entscheidungsfindung bilden die Basis der 

Anwendungspraxis des Betreuungsgerichts und alle Akteure haben sie im gesamten Verfahren zu 

achten (vgl. Wenker BtPrax 2015: 51 f.). 

Durch die Betreuerbestellung hat ein Betreuer die Vertretungsmacht inne. Es besteht nun die Ge-

fahr, dass diese Vertretungsmacht vom Betreuer derweise angewendet wird, dass stellvertretende 

Entscheidungen gegen den Willen des Betreuten getroffen werden. Dies wäre ein massiver Eingriff 

in die Selbstbestimmung eines Menschen. Die Betreuerbestellung hat die Delegation von Verant-

wortung an den Betreuer zur Folge. Dieser hat pflichtbewusst zu handeln und wird dabei vom Be-

treuungsgericht kontrolliert. Grundsätzlich hat ein Betreuer die Wünsche des betroffenen Men-

schen zu wahren. (vgl. Brosey 2015: 134) 

Die Betreuerbestellung ist grundsätzlich von der Feststellung der rechtlichen Handlungsfähigkeit 

getrennt. Die rechtliche Betreuung wird vom Betreuungsgericht eingerichtet und das Verfahren hat 

keinerlei Einfluss auf die Geschäftsfähigkeit einer Person, die immer eine Frage der aktuellen Fähig-

keiten und Ressourcen darstellt und nicht Ergebnis einer einmaligen Gerichtsentscheidung sein 

kann. Grundsätzlich ist ein volljähriger Mensch in vollem Umfang geschäftsfähig und hat das Recht, 

eigene Entscheidungen zu treffen. (vgl. ebd.: 129) 

 

 3.3 Wille und Wohl des Betreuten 

Unterstützte Entscheidungsfindung im Rahmen der Betreuungsführung stößt auf den grundlegen-

den Antagonismus zwischen dem Recht auf Selbstbestimmung und dem Recht auf Sicherheit und 

Schutz (vgl. ebd.: 128). Eine primäre Maxime des Betreuungsrechts ist die Orientierung am Wohl 

des Betreuten (gem. § 1902 Abs. 2 BGB). Der Begriff des Wohls ist dabei nicht objektiv zu verstehen, 

sondern steht immer in einem subjektiven Verhältnis zu der betroffenen Person. Dieser subjektive 

Charakter wird als einzige Konkretisierung des Begriffs im Gesetz betont: „Zum Wohl des Betreuten 

gehört auch die Möglichkeit, im Rahmen seiner Fähigkeiten sein Leben nach seinen eigenen Wün-

schen und Vorstellungen zu gestalten.“ (§ 1901 Abs. 2 S. 2) Auch im Sinne des Selbstbestimmungs-

rechts entspricht dies dem Wohl eines Menschen. Begrenzungen, denen Menschen, die nicht recht-

lich betreut werden, nicht unterliegen, wären eine Einschränkung dessen. Schon aufgrund der Tat-

sache, dass ein Betreuer als Treuhänder die Interessen des Betreuten wahrzunehmen hat, ist er 

dessen Wohl verpflichtet. (vgl. Kieß in Jurgeleit, BGB § 1901 Rn. 32) 
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Die Abwägung des Konflikts zwischen Wohl und Wille des Betreuten wird in der Literatur unter 

verschiedenen Ansätzen behandelt. Eine Einschränkung des Willens durch das Wohl sei dadurch 

gerechtfertigt, dass die Erhaltung von Leben, Gesundheit, Wohlbefinden, Integrität und Vermögen 

zuvörderst behandelt werden müssten, so Kerkloh (1993: 48 f. und 55). Andere sehen die Unter-

ordnung des Willens primär durch die Frage bestimmt, welches Handeln eines nicht kranken oder 

behinderten Menschen ebenfalls gesellschaftlich akzeptiert sei (vgl. Henn-Baier 2005: 112 f.). 

Selbstschädigung gehört zu den Rechten eines jeden Menschen, formuliert Diercks (1997: 64 f.). 

Nach Röttgen (2000: 88 f.) und Lipp (2000: 152-155) darf das Wohl nur subjektiv-individuell und 

unabhängig von gesellschaftlichen Normen betrachtet werden, insofern es sich um freie Willensäu-

ßerung handelt und kein illegales Handeln vorliegt. Diese Auffassung deckt sich mit den Forderun-

gen der UN-BRK. 

Die dem Betreuten zu belassende selbstbestimmte Lebensgestaltung kann eine Inkaufnahme 
von Lebensrisiken inklusive Selbstgefährdung und sogar Selbstschädigung beinhalten. Dem Be-
treuten wird ein Recht auf Krankheit und unangepassten Lebenswandel zugestanden. (Kieß in 
Jurgeleit, BGB § 1901 Rn. 46; vgl. dazu BVerfG FamRZ 1998: 895.) 

Ein Erziehungsrecht über Volljährige gibt es nicht, das gilt auch für Betreuer. Ein persönliches Mo-

dell, wie die Lebensgestaltung auszusehen hat, darf nicht auf die Betreuungsführung übertragen 

werden. Für ehrenamtliche Betreuer ist eine Sensibilisierung in Bezug dessen von besonderer Be-

deutung. (vgl. Kieß in Jurgeleit, BGB § 1901 Rn. 31) Der Betreuer hat den Wünschen und Vorstel-

lungen des Betreuten zu entsprechen, soweit diese dessen Wohl nicht entgegenstehen und dem 

Betreuer zuzumuten sind (gem. § 1901 Abs. 3 BGB). Sie müssen sowohl finanziell als auch sozial-

rechtlich und medizinisch realisierbar, innerhalb des Aufgabenkreises des Betreuers umsetzbar und 

für die Besorgung der rechtlichen Angelegenheiten des Betreuten notwendig sein. Wünsche, die 

durch den Aufgabenkreis des Betreuers nicht abgedeckt werden, entziehen sich dessen Vertre-

tungsmacht und sind dementsprechend nicht umzusetzen. Leidglich unter diesen strengen Bedin-

gungen können die Wünsche und Vorstellungen des Betreuten unbeachtet bleiben. (vgl. ebd. Rn. 

34) 

Um die Wünsche und Vorstellungen des Betreuten berücksichtigen zu können, muss der Betreuer 

diese feststellen. Die in § 1901 Abs. 3 BGB beschriebene Besprechungspflicht dient diesem Zweck. 

Damit eine Beurteilung der Gefährdung des Wohls des Betreuten gelingen kann, hat der Betreuer 

im Rahmen der persönlichen Betreuung den Willen gemeinsam mit dem Betreuten zu besprechen 

(vgl. Tormin 2019: 35) und sich über die Lebensumstände, Gewohnheiten sowie krankheits- und 

behinderungsbedingten Bedarfe zu informieren (vgl. Wunder 2006: 15-19). Nur so kann eine Un-

terordnung des Willens abgewogen und legitimiert werden. 

Ist es dem Betreuten nicht möglich, einen Sachverhalt in seiner Bedeutung zu begreifen, lässt sich 
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eine uneingeschränkte Willensbildung nicht realisieren. Der Betreuer hat in diesem Fall einzuschät-

zen, ob der geäußerte Wunsch sinnvoll ist. Prinzipiell sind jedoch auch irrationale Wünsche zu be-

achten, insofern sie dem Betreuten keinen Schaden zufügen. (vgl. Bienwald in Staudinger, BGB § 

1901 Rn. 22) Es ergibt sich, dass eine wertneutrale Definition des Wohls weder angemessen noch 

zweckmäßig wäre und der Betreuer individuelle Kriterien im Sinne des Betreuten zur Beurteilung 

des Wohls zu Grunde legen muss. 

Der Betreuer hat demnach die Wünsche und Vorstellungen des Betreuten zu erörtern und heraus-

zufinden, inwiefern es sich um eine freie und somit unantastbare Willensbildung handelt (vgl. Henn-

Baier 2005: 110 f.). Ist das Verständnis einer Angelegenheit und die Möglichkeit der Abwägung dar-

über durch krankheits- oder behinderungsbedingte Aspekte beeinträchtigt, kann der Betreuer legi-

timerweise den Willen des Betreuten dessen persönlichen Wohl unterordnen und so im Sinne des 

Betreuten handeln (vgl. Bučić 2003: 88 f. und Seitz 2006: 170 f.). Grundsätzlich ist im Rahmen der 

persönlichen Betreuung dazu beizutragen, dass ein Sachverhalt vermittelt wird und ein freier Wille 

gebildet werden kann. Dabei ist im Sinne der unterstützten Entscheidungsfindung zu ergründen, an 

was es dem Betreuten zum Erfassen des Sachverhaltes fehlt, damit geeignete Maßnahmen und 

Methoden organisiert werden können (vgl. Tormin 2019: 36). 

Ist eine freie Willensäußerung nicht möglich oder erkennbar, muss der Betreuer abwägen, wie der 

Betreute vermutlich entschieden hätte, um dessen Selbstbestimmungsrecht mittelbar weitestge-

hend zu wahren. Dafür eignen sich bereits getätigte Willensäußerungen und möglicherweise an-

dere Wahrnehmungen des Betreuers. (vgl. BdB 2005: 18 f.) 

Er [der Betreuer, Anm. d. Verf.] steht hierbei im Konflikt zwischen der Selbstbestimmung des 
Betreuten, die auch das Recht auf Selbstschädigung und normabweichendes Verhalten bein-
haltet, auf der einen Seite und einem fürsorglichen Schutz vor Selbstschädigung und dem Re-
habilitationsauftrag auf der anderen Seite. (Tormin 2019: 36-37) 

Der Gesetzgeber bietet mit der Betreuungsverfügung ein Instrument an, für eine mögliche Betreu-

ungsbedürftigkeit vorzusorgen und sein Selbstbestimmungsrecht auszuüben. Werden Wünsche 

und Vorstellungen in einer Betreuungsverfügung niedergelegt, hat sich der Betreuer daran zu ori-

entieren. Die Geschäftsfähigkeit ist dabei irrelevant. Grundsätzlich gilt jedoch, dass der aktuelle 

Wunsch des Betreuten entscheidend ist. Diesen hat der Betreuer zu ermitteln und dabei festzustel-

len, ob die vorsorglich niedergelegten Wünsche noch maßgeblich sind. (vgl. Kieß in Jurgeleit, BGB § 

1901 Rn. 42) 
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4. Qualität in der Betreuung 

Im Betreuungsrecht und der Auseinandersetzung mit betreuungsrechtlichen Fragen liegt der Fokus 

überwiegend auf den Ressourcen und Defiziten des Betreuten. Für eine erfolgreiche Betreuungs-

führung sind auch die Fähigkeiten des Betreuers ausschlaggebend. (vgl. Brosey 2015: 139) 

Im Sinne der persönlichen Betreuung kann es nicht die Aufgabe des Betreuers sein, lediglich einen 

fertigen Willen passiv festzustellen, sondern den Betreuten aktiv bei der Willensbildung zu unter-

stützen. Für die gesetzlich geforderte Selbstbestimmung bedarf es über die Erfassung eines beste-

henden, konkretisierten und differenzierten Willens hinaus, insbesondere bei häufig komplexen 

Sachverhalten, eine Befähigung dazu, sich durch das Verständnis aller Zusammenhänge einen 

freien Willen bilden zu können. Unterstützte Entscheidungsfindung muss dadurch geprägt sein, 

dass dem Betreuten Zusammenhänge verständlich gemacht werden und er zu seinem eigenen Wil-

len geleitet wird. Dabei ist die Qualität der Betreuungsführung abhängig davon, wie „individuell und 

bedarfsgerecht der Betreuer einen hermeneutischen Zugang zur Lebenswelt des Betreuten finden 

kann“ (Tormin 2019: 31). Flexibilität in der didaktischen Vermittlung und der kommunikativen Me-

thodik, angepasst auf die individuellen Bedarfe, ist unbedingt zweckmäßig (vgl. Crefeld 2005: 46). 

Die Schaffung und Aufrechterhaltung einer Vertrauensbasis ist für das Gelingen persönlicher Be-

treuung unerlässlich, damit die Bereitschaft, über die eigenen Wünsche und Vorstellungen zu kom-

munizieren, gefördert wird (vgl. Röttgen 2000: 160 f.). Sowohl pädagogische als auch psychologi-

sche und kommunikative Kompetenzen sind neben (sozial)rechtlichen Kenntnissen bedarfsgerecht 

förderlich. Betreuung sollte beständig und regelmäßig stattfinden und dabei unabhängig von 

akuten Entscheidungen an den persönlichen Bedürfnissen des Betreuten orientiert sein (vgl. Frö-

schle 2005: 76 f.). 

Die Frage, was Qualität der rechtlichen Betreuung impliziert, ist lediglich mit den rechtlichen Rah-

menbedingungen, sowohl aus dem BGB als auch der UN-BRK und der betreuungsrechtlichen Praxis 

zu beantworten. Die Übereinstimmung der Betreuung mit daraus abgeleiteten Kriterien in ihrem 

Ausmaß stellt die Qualität dar. Die Studie „Qualität in der rechtlichen Betreuung“, die vom Bundes-

ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz in Auftrag gegeben wurde, hat sich ausführlich 

mit dieser Frage beschäftigt und formuliert: 

Gute Qualität in der rechtlichen Betreuung ist dann erreicht, wenn diese so ausgestaltet ist, 
dass das Selbstbestimmungsrecht geachtet und geschützt wird, indem die rechtliche Betreuung 
für dessen größtmögliche Verwirklichung sorgt. (Matta et al. 2018: 7) 

Die Forscher*innen stellen heraus, dass rechtliche Betreuung nicht standardisierbar ist, da es sich 

um eine personenzentrierte Unterstützung handelt und demnach individuelle Aspekte und Krite-

rien aufweist, die jedoch durch gesetzliche Vorgaben bestimmt sind. Grundsätzlich sind die 
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Pflichten des Betreuers nicht aufgrund der Tatsache zu unterscheiden, ob dieser beruflich oder eh-

renamtlich tätig ist. (vgl. ebd.)  

Ein Merkmal für die Qualität der Betreuungsführung ist somit die Anwendung des Betreuungs-

rechts. Dafür muss die Kenntnis der betreuungsrechtlichen Vorgaben und der Möglichkeit der Un-

terstützung, Beratung und Fortbildung durch das Betreuungsgericht, die Betreuungsbehörde und 

die Betreuungsvereine gegeben sein. Das Verpflichtungsgespräch durch die Rechtspfleger*innen5 

bietet dafür einen Rahmen, da insbesondere von familienangehörigen Betreuern keine Vorkennt-

nisse des Betreuungsrechts zu erwarten sind. Über diese Erstberatung hinaus muss jedoch die Be-

reitschaft zur Aneignung von konkreten für die Betreuungsführung relevanten Wissensbeständen 

bestehen. (vgl. ebd.: 13-18) Im Allgemeinen hat ein Betreuer zur Förderung und Wahrung der 

Selbstbestimmung des Betreuten und zur Beachtung dessen Willens den Erforderlichkeitsgrundsatz 

und die persönliche Betreuung, sowie das Konzept der unterstützten Entscheidungsfindung, zu be-

achten. Im Spezifischen qualifizieren dazu einige Fähigkeiten und Fachkenntnisse, die im Folgenden 

kurz umrissen werden. 

Brosey schreibt in Bezug auf die sozialen Kompetenzen, dass Betreuer in der Lage sein müssen, mit 

dem Betreuten zu kommunizieren, die (vorangegangenen) Wünsche, Vorstellungen und Werte des 

Menschen zu erkennen, die Perspektive zu wechseln, sich selbst zu reflektieren und geduldig zu 

sein (vgl. Brosey 2015: 139). Im Abschlussbericht des Forschungsprojekts „Qualität in der rechtli-

chen Betreuung“ werden die Softskills Frustrationstoleranz, Konfliktfähigkeit, Rollenbewusstsein, 

Durchsetzungsvermögen, Empathiefähigkeit, Wertschätzung und Kooperationsbereitschaft aufge-

führt (vgl. Matta et al. 2018: 20). Die Kommunikationsfähigkeit wird hier explizit mit der Fähigkeit 

des Zuhörens verknüpft und die Selbstreflektion mit der Fähigkeit, sowohl sein eigenes Handeln 

und Denken als auch das Anderer aus der kritischen Distanz betrachten zu können, erweitert (vgl. 

ebd.). 

Kosuch nennt darüber hinaus Kriterien, die spezifisch mit dem Gelingen unterstützter Entschei-

dungsfindung verbunden sind. Eine möglichst geringfügig generalisierende Haltung ermöglicht da-

bei über das eigene Erfahrungswissen hinaus, die Präferenzen des Betreuten zu eruieren. Diese 

sollten in personenzentrierter Kommunikation erhoben werden. Auch dabei ist die Fähigkeit zum 

Perspektivwechsel sowie ein authentischer und offener Umgang mit Konflikten für den Erfolg maß-

geblich. Darüber hinaus gilt es zwischen den eigenen Interessen und denen des Betreuten unter-

scheiden zu können, wobei die Reflexion der Macht als Betreuer maßgeblich ist. (vgl. Kosuch 2018: 

21 f.) 

 
5 Siehe Kapitel 5.3 
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Auch Organisatorische Anforderungen sind mit der Betreuungsführung verbunden. Ein Betreuer 

muss förmlichen Schriftverkehr beherrschen, die Berichts- und Rechnungslegungspflichten erfüllen 

können und dabei stets alle datenschutzrechtlichen Vorgaben einhalten. Damit persönliche Betreu-

ung funktionieren kann, sind Erreichbarkeit und Mobilität des Betreuers vorauszusetzen. So kann 

eine individuelle Betreuung orientiert an den Bedarfen des Betreuten und im Rahmen des Aufga-

benkreises stattfinden, da dies erfordert, dass der Betreuer für die notwendige Unterstützung und 

eventuelle Vertretung erreichbar ist. (vgl. Matta et al. 2018: S. 20 f.) 

Zur Sicherung der Qualität sollten sich auch Eltern, die die Betreuung ihres Kindes übernommen 

haben, bei komplexen Sachverhalten von Fachkräften beraten lassen und bereit sein, sich fortzu-

bilden und in den Austausch mit anderen Akteuren des Betreuungswesens zu treten (vgl. ebd. S. 

20). 

 

5. Betreuungsverfahren 

Eine rechtliche Betreuung wird für gewöhnlich durch das Betreuungsgericht bestellt, wenn diese 

vom Betroffenen selbst beantragt oder durch Dritte, beispielsweise Familienangehörige oder 

Ärzt*innen, angeregt wird. Die Voraussetzungen für eine rechtliche Betreuung sind gemäß § 1896 

BGB: 

- Psychische Krankheit oder körperliche, geistige oder seelische Behinderung 

- Daraus resultierendes Unvermögen, seine Angelegenheiten ganz oder teilweise zu besor-

gen (vgl. § 1896 Abs. 1 BGB) 

- Erforderlichkeit der Betreuerbestellung aufgrund fehlender anderer Hilfen oder einer Voll-

macht (vgl. § 1896 Abs. 2 BGB) 

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, kann eine Betreuerbestellung schon im Alter von siebzehn Jah-

ren erfolgen, wenn anzunehmen ist, dass sie mit der Volljährigkeit erforderlich sein wird. Die Be-

stellung wird dann mit Erreichen der Volljährigkeit am 18. Geburtstag wirksam (gem. § 1908a BGB). 

Ein Betreuer darf nur dann gegen den Willen eines Volljährigen bestellt werden, wenn der Be-

troffene nicht in der Lage ist, sich in Bezug auf die Betreuerbestellung einen freien Willen zu bilden 

(vgl. BGH BtPrax 2013: 27). Eine Behinderung oder Krankheit allein oder ein aus anderen Gründen 

bestehendes Unvermögen, die eigenen Angelegenheiten zu besorgen, reicht nicht zur Betreuerbe-

stellung aus. Im Gesetz ist nicht eindeutig definiert, welche Angelegenheiten von Relevanz sind, 

jedoch werden die Handlungsfähigkeit zur Führung eines menschenwürdigen Lebens in gesell-

schaftlicher Teilhabe und die Fähigkeit, seine bürgerlichen und gesellschaftlichen Rechte und Pflich-

ten wahrnehmen zu können, als Kriterien herangezogen. (vgl. Bienwald 1994: 135-137) 
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Das Betreuungsgericht muss überprüfen, inwiefern der Betroffene nicht in der Lage ist seine Ange-

legenheiten zu besorgen und ob demnach eine rechtliche Betreuung erforderlich ist oder ob andere 

sinnvolle Hilfen eine Betreuung nicht erforderlich machen würden (vgl. Probst 2005: 76 ff.). Dazu 

hat das Gericht den Betroffenen persönlich anzuhören (gem. § 278 Abs. 1 FamFG). Außerdem wird 

ein Sachverständigengutachten von einem Arzt mit psychiatrischer Qualifikation erstellt, dass die 

Hilfebedarfe des Betroffenen bezüglich der Art und des Umfangs der rechtlichen Betreuung darlegt 

(gem. § 280 FamFG). In einem Sozialbericht der Betreuungsbehörde legt diese die Situation des 

Betroffenen und die Erforderlichkeit der Betreuung dar, macht Vorschläge zur Betreuerauswahl un-

ter Berücksichtigung des Vorrangs der Ehrenamtlichkeit und trägt die diesbezügliche Sichtweise des 

Betroffenen vor (gem. § 279 Abs. 2 FamFG). 

Aufgrund des Vorrangs der ehrenamtlichen Betreuung vor der beruflichen werden vorzugsweise 

Angehörige beziehungsweise familienfremde, ehrenamtlich tätige Personen als Betreuer zugelas-

sen und lediglich, wenn besonders herausfordernde Fällen oder das Fehlen von ehrenamtlichen 

Personen vorliegen, Berufsbetreuer, Vereinsbetreuer oder Behördenbetreuer zugewiesen (gem. § 

1897 Abs. 6 BGB). 

Bei der Anhörung des Betroffenen stellt sich die Frage, inwiefern eine authentische Mitsprache bei 

der Betreuerbestellung möglich ist, die an dieser Stelle lediglich kurz umrissen werden soll. Ein 

glaubhaftes Mitspracherecht des Betroffenen bei der Einrichtung einer Betreuung und insbeson-

dere bei der Auswahl des Betreuers, indem diesem primär Zeit zum Bedenken gewährt wird, wirkt 

sich positiv auf dessen Einstellung zu der Betreuung aus. Das zeigen Fallstudien des Forschungspro-

jekts „Qualität in der rechtlichen Betreuung“ (vgl. Matta et al. 2018: 570). Die Möglichkeit, sich im 

Betreuungsverfahren einen Willen zu bilden, ist wichtig, damit die Regelung, dass der Wunsch des 

Betroffenen bei der Betreuerauswahl zu berücksichtigen ist (gem.  § 1897 Abs. 4 BGB), überhaupt 

in vollem Maße zur Stärkung der Selbstbestimmung betreuter Menschen beiträgt. „Wird dem Be-

troffenen im Verfahren die Möglichkeit gegeben, einen Wunsch zu bilden und auch zu äußern, der 

sich gegebenenfalls auch gegen einen Familienangehörigen richtet?“ (Brosey BtPrax 2018: 218) 

Auch an dieser Stelle der Willensbildung bedarf es möglicherweise unterstützter Entscheidungsfin-

dung. Wie Betreuer und Betreuter zusammenpassen muss eine zentrale Frage sein, da dies für die 

Beziehungsgestaltung und dementsprechend für die Umsetzung der betreuungsrechtlich geregel-

ten Selbstbestimmung eine wesentliche Rolle spielt (vgl. ebd.). 

Die Frage der Geschäftsfähigkeit hat für die Betreuerbestellung keine ausschlaggebende Bedeu-

tung. Sie generell zu stellen ist mithin überflüssig und wegen stigmatisierender und diskriminieren-

der Folgen unzulässig. (vgl. Jürgens et al. 2016: 13) 
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 5.1 Subsidiarität: Tatsächliche Hilfen 

Andere Hilfen, wie die Unterstützung durch Angehörige und Bekannte, soziale Dienste aller Art oder 

ärztliche Versorgung, sind aufgrund der Subsidiarität der rechtlichen Betreuung gegenüber diesen 

tatsächlichen Hilfen vorrangig vor der Organisation einer rechtlichen Betreuung zu behandeln. Sind 

die Angelegenheiten des Betroffenen also ausreichend geregelt, bedarf es keiner rechtlichen Be-

treuung, solange es nicht dem Abschließen von Verträgen oder dem Stellen von Anträgen bedarf. 

Diese Aspekte sind bei der Sachverhaltsaufklärung im Betreuungsverfahren, die vom Gericht ver-

anlasst auch durch die Betreuungsbehörde vorzunehmen ist (gem. § 8 BtBG), ausreichend zu klären, 

bevor es zu einer Entscheidung kommt. Das Betreuungsverfahren bietet an dieser Stelle auch die 

Möglichkeit für Angehörige, sich über diese Hilfen konkret beraten zu lassen. Ist die Einrichtung 

solcher Hilfen jedoch nicht ohne gesetzliche Vertretung möglich, wird die Bestellung eines Betreu-

ers zumindest für diese Angelegenheit erforderlich. (vgl. Jürgens et al. 2016: 16 f.) 

 

 5.2 Subsidiarität: Vollmachten 

Da die rechtliche Betreuung eine Vertretung des Betroffenen gewähren soll, ist sie an der Stelle 

überflüssig, an der aufgrund bestehender oder zu erteilender Vollmachten eine Regelung möglich 

ist. Können die Angelegenheiten durch einen Bevollmächtigten in gleichem Maße erledigt werden, 

bedarf es keiner rechtlichen Betreuung (gem. § 1896 Abs. 2 BGB), da diese Bevollmächtigung Aus-

druck des grundgesetzlich geschützten Selbstbestimmungsrechts ist. Es ist darüber hinaus möglich, 

dass ein Betroffener erst während des laufenden Betreuungsverfahrens, beispielsweise im Rahmen 

der Sachverhaltsermittlung durch die Betreuungsbehörde, eine Vollmacht erteilt. (vgl. ebd.: 18) 

Grundsätzlich gilt, dass eine Vollmacht keine besondere Form einhalten muss (gem. § 167 BGB), 

einzelne Institutionen, beispielsweise Banken, in ihren Geschäftsbedingungen jedoch einen Nach-

weis, in der Regel durch notarielle Beurkundung, der Vollmacht oder die persönliche Erstellung mit-

tels eigener Formulare verlangen. Es gibt die Möglichkeit, Vollmachten von den Betreuungsbehör-

den beglaubigen zu lassen (gem. § 6 Abs. 2 BtBG). Für die Einwilligung in freiheitsentziehende Maß-

nahmen oder schwerwiegende ärztliche Eingriffe bedarf es explizit einer schriftlichen Vollmacht 

(gem. §§ 1904 Abs. 5 S, 1906 Abs. 5 BGB). Auch wenn grundsätzlich die Formfreiheit gilt, erscheint 

es sinnvoll, Vollmachten in einer nachvollziehbaren Form zu erklären, da die Wirksamkeit so ein-

wandfrei festgestellt werden kann. Vorsorgevollmachten können im Vorsorgeregister der Bundes-

notarkammer registriert werden (gem. § 78a BNotO). 

Betreuungsvereine haben die Aufgabe, bei der Erstellung von Vorsorgevollmachten zu beraten 

(gem. § 1908 f Abs. 4 BGB). Die Justizministerien von Bund und Ländern stellen Formulierungshilfen 
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und Musterformulare bereit. Auch Betreuungsverfügungen6 können eine Bevollmächtigung für den 

Fall der Betreuungsbedürftigkeit beinhalten. Eine Vollmacht für medizinische Angelegenheiten 

kann auch in einer Patientenverfügung enthalten sein. (vgl. Jürgens et al. 2016: 19) 

Bestehen Bedenken an der Wirksamkeit einer Bevollmächtigung oder sind bestimmte Angelegen-

heiten nicht durch eine Vollmacht geregelt, ist die Betreuerbestellung möglicherweise dennoch 

notwendig (vgl. BGH FamRZ 2011: 964). Wenn der Betroffene nicht mehr geschäftsfähig ist und 

aufgrund dessen Vollmachten weder erteilen noch widerrufen kann, gilt es, die Gültigkeit der Voll-

machten zu klären. Gegebenenfalls ist dann ein Kontrollbetreuer (auch Überwachungsbetreuer 

oder Vollmachtsbetreuer) einzusetzen, dessen Aufgabe es ist, den Bevollmächtigten zu kontrollie-

ren (gem. § 1896 Abs. 3 BGB). Diese Kontrollbetreuung unterliegt dem Erforderlichkeitsgrundatz, 

wodurch das Prinzip der Subsidiarität nicht aufgehoben wird. (vgl. Jürgens et al. 2016: 21) 

 

 5.2.1 Angebote in leichter Sprache 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz informiert in leichter Sprache über 

Betreuungsverfügungen, Vorsorgevollmachten und Patientenverfügungen (vgl. BMJV 2014). Des 

Weiteren hat der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen e.V. gemeinsam 

mit einem Hamburger Elternverein einen Ratgeber veröffentlicht, der sich an Menschen mit Behin-

derungen richtet, die sich für eine Vollmacht interessieren. Im Rahmen der Zusammenarbeit wurde 

auch ein Informationsfilm in leichter Sprache erarbeitet (vgl. Leben mit Behinderung Hamburg El-

ternverein e.V. 2012). Einige weitere Betreuungsvereine, freie Träger und örtliche Betreuungsbe-

hörden bieten ebenfalls Informationsmaterial mit Beispielen in leichter Sprache an. 

 

 5.3 Verpflichtung und Einführung des Betreuers 

Der Betreuer wird vom Gericht in Person des*der Rechtspfleger*in als solcher verpflichtet und über 

seine Aufgaben unterrichtet (gem. § 289 Abs. 1 FamFG). Er wird auf seine Stellung als gesetzlicher 

Vertreter des Betreuten und auf seine Rechte und Pflichten hingewiesen. Diese Unterrichtung des 

Betreuers schafft somit gleich zu Beginn der Tätigkeit als Betreuer Klarheit über die Aufgaben, damit 

das Amt gewissenhaft ausgeübt werden kann. Das Gespräch bietet außerdem die Möglichkeit, 

Merkblätter und Informationsmaterial, beispielsweise über die Fortbildungsangebote der örtlichen 

Betreuungsvereine, auszuhändigen. Für Berufs-, Vereins- oder Behördenbetreuer sowie Ehrenamt-

ler*innen, die mehr als eine Betreuung führen, ist eine Unterrichtung nicht vorgesehen (gem. § 289 

 
6 Siehe auch Kapitel 3.3 
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Abs. 1 FamFG), da davon ausgegangen wird, dass diese über ausreichend Kenntnisse verfügen. 

In geeigneten Fällen führt der*die Rechtspfleger*in mit dem Betreuer und dem Betroffenen ein 

Einführungsgespräch (gem. § 289 Abs. 2 FamFG). Geeignete Fälle liegen vor, wenn mit dem Be-

troffenen ein Gespräch möglich ist, der Betreuer bedeutsame Aufgaben zu erfüllen hat oder nach 

den bereits vorliegenden Informationen Schwierigkeiten bei der Betreuung zu erwarten sind. Die-

ses Gespräch soll zur Schaffung einer vertrauensvollen Zusammenarbeit sowohl zwischen Betreuer 

und Betreutem als auch mit dem Gericht dienen und dafür genutzt werden, dass der*die Rechts-

pfleger*in darauf hinweisen kann, aufkommende Fragen und Probleme rechtzeitig persönlich zu 

besprechen. (vgl. Jürgens et al. 2016: 168) 

Gerade für Eltern, die mit Erreichen der Volljährigkeit ihres Kindes dessen rechtliche Betreuung 

übernehmen, ist die Unterrichtung durch den Rechtspfleger von besonderer Relevanz, da sie in der 

Regel nicht über betreuungsrechtliche Vorkenntnisse verfügen. Sie bietet die Gelegenheit, Eltern 

über die Veränderung in der Rechtsbeziehung zu ihrem Kind zu informieren und so die Basis für 

eine in der Betreuungsführung angemessenen Haltung zu bilden. Die Möglichkeit der Beteiligung 

des Betroffenen im Rahmen eines Einführungsgespräches scheint in einer Eltern-Kind-Konstellation 

daher prinzipiell bedeutsam zu sein. 

 

6. Eltern als rechtliche Betreuer 

Im Folgenden werden die wesentlichen Änderungen für Eltern durch das Erreichen der Volljährig-

keit ihres Kindes und die Übernahme der rechtlichen Betreuung im Einzelnen erläutert, wodurch 

die Bedeutung über ein grundlegendes Verständnis rechtlicher Betreuung insbesondere für Eltern 

als Betreuer deutlich wird. Vor allem für die Wahrung der Selbstbestimmung des betreuten Men-

schen ist das Bewusstsein über die Unterschiede zwischen der elterlichen Sorge und der rechtlichen 

Betreuung relevant. 

Eine erste Differenzierung ergibt sich durch die Art und Weise, wie man zu der Verantwortung der 

elterlichen Sorge oder der rechtlichen Betreuung kommt. Inhaber der elterlichen Sorge wird man 

mit der Geburt des Kindes, im Falle miteinander verheirateten Eltern grundsätzlich gemeinsam 

(gem. § 1626 Abs. 1 BGB) und in Fällen, in denen Eltern nicht miteinander verheiratet sind, durch 

eine Sorgeerklärung, Heirat oder die Übertragung der elterlichen Sorge durch das Familiengericht 

(gem. § 1626a BGB). Im Übrigen hat die Mutter die elterliche Sorge inne (gem. § 1626a Abs. 3 BGB). 

Dahingegen ist die Übernahme der rechtlichen Betreuung immer mit einer gerichtlichen Bestellung 

verbunden, die nur unter den bereits beschriebenen Voraussetzungen erfolgt. 

Für die Betreuungsführung bedeutet dies einerseits, dass die Übernahme der rechtlichen 
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Betreuung von Beginn an durch das Betreuungsgericht überprüft wird und diese Funktion nicht 

ohne die Hürde des Betreuungsverfahrens übernommen werden kann. Eine Kontrolle ist allerdings 

nur in einem gewissen Maße möglich, da es unter anderem auch zu Eingriffen in das Selbstbestim-

mungsrecht von Menschen dadurch kommt, dass eine rechtliche Betreuung nicht eingerichtet wird 

und Eltern entweder unwissend oder vorsätzlich weiterhin über die Erziehung und den Aufenthalt 

entscheiden sowie sich über den Willen ihres Kindes hinwegsetzen. Indessen mag das Betreuungs-

verfahren von Eltern als zusätzliche Belastung oder gar Entwürdigung oder Schikane empfunden 

werden, da diese ja bereits über 18 Jahre für ihr Kind gesorgt haben und nun vor Gericht eine Er-

klärung für die Übernahme weiterer Verantwortung abgeben müssen. Möglicherweise würden Auf-

klärung und Information über die rechtliche Betreuung eine positive, aufgeschlossenen Haltung för-

dern, damit das Verständnis, dass rechtliche Betreuung sowie die damit einhergehenden Hürden 

und Pflichten, aber auch Rechte, Eltern nicht abwerten sollen, sondern ein fundamentales Instru-

ment für Autonomie und Emanzipation, aber auch zum Schutz, darstellen. 

Der zweite und substanziell bedeutsame Unterschied ist die Veränderung in der rechtlichen Bezie-

hung der Eltern zu ihrem Kind, die mit dessen Volljährigkeit und der Übernahme der rechtlichen 

Beziehung einhergeht. So dürfen Eltern bis zum Erwachsenwerden ihres Kindes unter Berücksichti-

gung des Kindeswohlprinzips über die Erziehung und den Aufenthalt bestimmen (gem. § 1631 Abs. 

1 BGB). Dahingegen gibt es kein Erziehungsrecht über Erwachsene. Als rechtliche Betreuer haben 

die Eltern überdies nicht nur die Pflicht, ihr Kind in Entscheidungsprozesse einzubeziehen (gem. § 

1626 Abs. 2 BGB), sondern den Wünschen, Vorstellungen und somit Entscheidungen ihres betreu-

ten Kindes grundsätzlich zu entsprechen. Es ist nun deutlich, dass zum Wohl des Volljährigen ein 

Leben nach seinen Wünschen und Vorstellungen gehört (gem. § 1901 Abs. 2 BGB). Volljährige sind 

grundsätzlich geschäftsfähig und sind bei der Ausübung ihrer rechtlichen Handlungsfähigkeit zu un-

terstützen (Art. 12 UN-BRK). Für die Ausübung der Vertretungsbefugnis gilt das Erforderlichkeits-

prinzip (gem. § 1901 Abs. 1 BGB). 

 Elterliche Sorge Rechtliche Betreuung 

Inhaber durch Geburt des Kindes oder Sorgeer-
klärung 

Bestellung durch das Betreu-
ungsgericht 

Rechtsbeziehung zwischen 
Eltern und Kind 

- Erziehungsrecht 
- Aufenthaltsbestimmungs-

recht 

- Kein Erziehungsrecht 
- Wille des Kindes ist zu be-

achten und Entscheidun-
gen sind zu unterstützen 

Tabelle: Unterschiede zwischen elterlicher Sorge und rechtlicher Betreuung (nicht abschließend) 

Durch den Vorrang ehrenamtlich tätiger Betreuer in der rechtlichen Betreuung, der in dieser Form 
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einzigartig ist, ergibt sich des Weiteren die Frage, was dafür und was dagegen spricht, wenn Ehren-

amtler*innen und speziell die eigenen Eltern die rechtliche Betreuung übernehmen. Dabei ist zu 

beachten, dass sich einerseits durch den Ehrenamtsvorrang ergibt, dass berufliche Betreuer in den 

meisten Fällen hinsichtlich der Anforderungen in anderen Betreuungen eingesetzt werden als Eh-

renamtler*innen und andererseits in der Praxis oft berufliche Betreuer in Fällen eingesetzt werden, 

für die auch ein ehrenamtlich tätiger Betreuer geeignet wäre (vgl. Meyn 2011: 28 f.).  

Der Stellenwert der Faktoren Zeit und Kontakt, die es gilt als maßgeblich für das Gelingen rechtli-

cher Betreuung von Menschen mit geistigen Behinderungen anzunehmen, scheint insbesondere 

bei den für diese Gruppe von Menschen gängigen Aufgabenbereichen relevant, wenn man betrach-

tet, dass in vielen Fällen Eltern als Betreuer eingesetzt werden. 

Bei der Auseinandersetzung mit den Vor- und Nachteilen des Einsatzes von Eltern als rechtliche 

Betreuer gilt zu beachten, dass sich diese weitestgehend auch auf Familienangehörige und vielfach 

auch auf Ehrenamtler*innen im Allgemeinen übertragen lassen. Nicht zuletzt die Abkehr vom Er-

ziehungsauftrag und anderen bekannten Routinen der elterlichen Sorge stellt jedoch eine spezifi-

sche Herausforderung für rechtlich betreuende Eltern dar. 

Besonders für die Gruppe der Familienangehörigen ist die Übernahme einer rechtlichen Betreuung 

überaus bedeutsam, da ihnen so die Möglichkeit gegeben wird, Verantwortung für ein Familienmit-

glied zu übernehmen und für die Besorgung von dessen Belangen Sorge zu tragen. Familienange-

hörige, Eltern im besonderen Maße, unterscheiden kaum zwischen Pflege und den Angelegenhei-

ten rechtlicher Betreuung. Generell bringen Ehrenamtliche mehr Zeit für den Betreuten auf als Be-

rufsbetreuer (vgl. Maaßen 2003: 164). Zudem können Familiengehörige sich besser nach den Wün-

schen und Vorstellungen des Betreuten richten, da sie diesen besser kennen (vgl. Pufhan/Maaßen 

2003: 167). 

Andere Aspekte hingegen wirken sich eventuell nachteilig auf die Betreuungsführung aus. So ist 

eine Doppelbelastung aus Pflege und rechtlicher Betreuung häufig mit großen Anstrengungen ver-

bunden, was gerade dadurch, dass in vielen Fällen ein alleiniges Familienmitglied die Hauptverant-

wortung der Versorgung trägt, womöglich zur Überforderung von Angehörigen führen kann. Dabei 

ist nicht immer derjenige, der sich um die Pflege kümmert, auch am besten für die Besorgung an-

derer Angelegenheiten geeignet (vgl. Maaßen 2003: 164).  

Die Auseinandersetzung mit familienangehörigen Betreuern war auch Gegenstand der Arbeits-

gruppe 6 des 8. Vormundschaftsgerichtstages (2003), die die Grenzen der Eignung Angehöriger als 

rechtliche Betreuer in verschiedene Gruppen unterteilt. Eine Gruppe beschreibt dabei für die Be-

treuungsführung hinderliche Faktoren, die „Überfürsorge, mangelnde Distanz, fehlende Einsicht in 
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Machtverhältnisse, keine bewusste, klare Rollenübernahme“ (Pufhan/Maaßen 2003: 168) implizie-

ren. Die zweite Gruppe bezieht sich vorwiegend auf emotionale Hürden, wie Abwehrreaktionen, 

unzureichende Fähigkeit der Abgrenzung zwischen sich selbst und anderen, Projektion und die 

Übernahme des gesellschaftlichen Drucks. In einer dritten Gruppe werden defizitäre Grundvoraus-

setzungen dargestellt. Diese umfassen mangelnde Informations- und Reflexionsbereitschaft sowie 

fehlende Intellektualität. Die letzte Gruppe umfasst Obrigkeitsdenken und fehlende Zivilcourage. 

(vgl. ebd. S. 168 f.) 

Die aufgeführten Nachteile von durch Familienangehörige geführten Betreuungen sollen indes kei-

nesfalls als Plädoyer zur Abschaffung dieser gelten, sondern vielmehr ein Bewusstsein für jene As-

pekte schaffen, die insbesondere bei Eltern mit dem Übergang von der elterlichen Sorge hin zur 

rechtlichen Betreuung zusammenhängen. Die Besonderheiten in diesen Fallkonstellationen bekräf-

tigen die Forderung nach Begleitung und Unterstützung durch Akteure des Betreuungswesens. Die-

sen Bedarf stellt auch Middendorf heraus, der die Frage „Was brauchen ehrenamtliche Betreuer?“ 

im gleichnamigen Artikel mit der Antwort „eine professionelle Begleitung!“ beantwortet (vgl. Mid-

dendorf BtPrax 2008: 162). Auch Brosey kommt im Allgemeinen zu dem Schluss, dass sowohl Be-

treuer als auch Betreute Information und Training brauchen, da nur so das Wissen und die Haltung 

für eine gelingende Betreuungsführung im Sinne der UN-BRK gesichert werden können (vgl. Brosey 

2015: 140). Für Eltern, die als rechtliche Betreuer tätig sind, gilt dies im besonderen Maße, da sie 

über keine betreuungsrechtlichen Vorkenntnisse verfügen und zusätzlich den Rollenwechsel und 

die Abkehr vom Erziehungsauftrag zu bewältigen haben. 

Förderliche Faktoren Hinderliche Faktoren 

- Zeitliche Verfügbarkeit 
- Kontaktfrequenz 
- Bessere Kenntnis der Wünsche und Vor-

stellungen des Betroffenen  
- Eingeübte Kommunikation 

- Doppelbelastung aus Pflege und Betreu-
ung 

- Überfürsorge 
- Mangelnde Distanz 
- Fehlende Einsicht in Machtverhältnisse 
- Keine bewusste, klare Rollenübernahme 
- Fehlende (betreuungs)rechtliche Vor-

kenntnisse 
- Rollenwechsel von Erziehung zu Betreu-

ung 

Tabelle: Eltern als rechtliche Betreuer – förderliche und hinderliche Faktoren (nicht abschließend) 

Nicht zuletzt wegen der Vertrauensbeziehung zwischen dem Betreuten und dem Betreuer ist der 

Einsatz von Familienangehörigen von großem Vorteil. Dieser Aspekt spielt besonders in Bezug auf 

höchstpersönliche Angelegenheiten, die in der Regel Teil einer Betreuung sind, eine 
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hervorgehobene Rolle (vgl. Förter-Vondey 2008: S. 72). Es sei gesagt, dass Berufsbetreuer durch 

Familienangehörige und sonstige Ehrenamtler*innen nicht obsolet sind. Sie werden nicht nur in 

anderen Kontexten eingesetzt, sondern ehrenamtliche Betreuer haben außerdem den Bedarf, über 

die Unterrichtung durch die Rechtspfleger hinaus von beruflichen Betreuern unterstützt und be-

gleitet zu werden (vgl. Crefeld 2003: 148). 

Es ergibt sich also die Frage, wie eine adäquate Begleitung und Unterstützung von Eltern, die als 

Betreuer ihres Kindes eingesetzt werden, aussehen kann und wie diese gewährleistet wird. Dazu 

werden im Folgenden zunächst die Aufgaben und Arbeit der Betreuungsvereine betrachtet. 

 

7. Betreuungsvereine 

Betreuungsvereine sind neben Betreuungsgerichten und den Betreuungsbehörden ein wesentli-

cher Bestandteil des Betreuungswesens. Die Arbeit der Betreuungsvereine besteht über die Füh-

rung von Betreuungen hinaus aus Querschnitts- und Verwaltungsaufgaben. Zu der Querschnittsar-

beit gehört unter anderem die Gewinnung ehrenamtlicher Betreuer. Außerdem ist es Aufgabe der 

Betreuungsvereine, ehrenamtliche Betreuer in die Betreuung einzuführen, für diese während der 

Betreuungsführung beratend und unterstützend tätig zu sein und sie fortzubilden (gem. § 1908f 

Abs. 2 BGB). Sie sind auch dafür zuständig, Vorsorgebevollmächtigte bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben zu beraten und zu unterstützen (gem. § 1908f Abs. 2 BGB) und über Vorsorgevollmachten 

und Betreuungsverfügungen zu informieren (gem. § 1908f Abs. 2a BGB). Somit sind Betreuungsver-

eine auch in der Vorsorge und der Betreuungsvermeidung tätig. 

Betreuungsvereine haben dementsprechend den wichtigen Auftrag, das Ehrenamt in der rechtli-

chen Betreuung zu stärken. Sie bilden des Weiteren eine wesentliche Schnittstelle zwischen ehren-

amtlich tätigen Betreuern und Berufsbetreuern. Für die Qualität der Arbeit von Ehrenamtlichen ist 

dies besonders von Bedeutung (vgl. Zander 2006: 264). Im Allgemeinen wird der Großteil aller Ein-

führungs-, Fortbildungs- und Beratungsangebote von den Betreuungsvereinen bereitgestellt und in 

geringerem Maße von den Betreuungsgerichten und Betreuungsbehörden (vgl. Sellin/Engels 2003: 

123 f.). Verschiedenen Vereinen in Deutschland zufolge ist es wesentlich schwieriger, Familienan-

gehörige zu erreichen, um diese begleiten zu können, als familienfremde Betreuer. Dies mag daran 

liegen, dass die rechtliche Betreuung in diesen Fällen als familienintern gesehen und behandelt 

wird, während externe Hilfe für nicht erforderlich empfunden wird (vgl. ebd.: 120 f.).  

Die Beratungs- und Unterstützungsangebote der Betreuungsvereine sind für ehrenamtliche Be-

treuer stets freiwillig. Ein Betreuungsverein handelt demnach nur, wenn ein Ehrenamtlicher der 

eigenen Wahrnehmung nach einen Unterstützungsbedarf hat und diesen auch entsprechend 



25 
 

äußert. Möglicherweise besteht jedoch eine Diskrepanz zwischen der Selbstwahrnehmung ehren-

amtlicher Betreuer und den tatsächlichen Bedarfen (vgl. van Doornick BtPrax 2020: 18). Es stellt 

sich die Frage, ob eine obligatorische Teilnahme an zumindest einer Einführungsveranstaltung zu 

grundlegenden Thematiken der Betreuungsführung, sinnvoll wäre und ob es Angebote gibt, die sich 

spezifisch an Eltern als rechtliche Betreuer richten. Können in dem Zusammenhang andere Quali-

tätsanforderungen an Familienangehörige gestellt werden als an ehrenamtliche Fremdbetreuer 

und Berufsbetreuer? 

Es stellt sich ein potenzielles Dilemma der Freiwilligkeit dar, das sich dadurch äußert, dass gerade 

Eltern aufgrund der Doppelbelastung aus Pflege und rechtlicher Betreuung sowie der Annahme von 

Redundanz externer Unterstützung durch die Vertrautheit in der Eltern-Kind-Beziehung, die Ange-

bote der Betreuungsvereine womöglich als zusätzlichen Aufwand wahrnehmen, obgleich die Bera-

tung unterstützend und entlastend wirken könnte. Daher gilt es, den Zugang zu dieser Gruppe zu 

stärken. 

 

8. Forschungsstand 

Bevor im empirischen Teil der Auseinandersetzung die Rechtspfleger*innen und Betreuungsvereine 

als wesentliche Schnittstellen zwischen den Fachkräften des Betreuungswesens und rechtlich be-

treuenden Eltern genauer betrachtet werden, soll zunächst ein ausgewählter und für diese Erörte-

rung relevanter Stand der Forschung dargestellt werden. Dabei wird vorwiegend auf das umfas-

sende Forschungsprojekt „Qualität in der rechtlichen Betreuung“ (2018), das vom Bundesministe-

rium der Justiz und für Verbraucherschutz in Auftrag gegeben wurde, Bezug genommen. Dieses 

Projekt stellt abschließend mehrere Handlungsempfehlungen auf, von denen an dieser Stelle einige 

dargelegt werden. 

Ein wesentliches Ergebnis dieser Untersuchung ist, dass das wichtigste Unterstützungsangebot für 

ehrenamtliche Betreuer, die Begleitung durch Betreuungsvereine, nicht ausreichend in Anspruch 

genommen wird (vgl. Matta et al. 2018: 121 und 567). Daraus wird folgende Handlungsempfehlung 

abgeleitet: 

Handlungsempfehlung 8: Es sollte auch bei ehrenamtlich geführten Betreuungen erreicht wer-
den, dass alle Betreuer die wichtigsten rechtlichen und psychosozialen Kenntnisse, die im ent-
sprechenden Betreuungsfall gebraucht werden, möglichst vor Beginn der Betreuung (Fremd-
betreuer) oder rasch nach der Bestellung (Angehörigenbetreuer) erwerben und dass diese 
Kenntnisse in regelmäßigen Abständen aufgefrischt und aktualisiert werden. Zum Beispiel 
sollte durch regional geeignete Prozesse erreicht werden, dass zumindest regelmäßig ein Erst-
kontakt zu einem Betreuungsverein stattfindet; besser wäre allerdings die verpflichtende Teil-
nahme an einer Einführungsschulung oder sogar die dauerhafte Anbindung an einen Betreu-
ungsverein. […] (ebd.: 567) 
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Die Forscher*innen kamen zu dem Ergebnis, dass das Instrument des Einführungsgesprächs (nach 

§ 289 Abs. 2 FamFG) in sehr wenigen Fällen genutzt wird. So gaben 68 % der Rechtspfleger*innen 

an, mit ehrenamtlichen Betreuern nie ein Einführungsgespräch zu führen, während 15 % der 

Rechtspfleger*innen dies nur bei sehr wenigen Fällen tun (vgl. ebd.: 219). Die Fallstudien der Un-

tersuchung ergaben dabei, dass die Beteiligung des Betreuten an der Betreuerbestellung sich posi-

tiv auf die Betreuung auswirkt. So können die Betroffenen aufgeklärt sowie deren Ängste und Sor-

gen abgebaut werden (vgl. ebd.: 575). Daraus ergibt sich folgende Handlungsempfehlung: 

Handlungsempfehlung 24: Die Rechtspfleger sollten von dem Instrument eines Einführungsge-
sprächs unter Beteiligung des Betreuten mehr Gebrauch machen und dabei gegebenenfalls da-
rauf achten, dass die Kommunikation mit dem Betreuten barrierefrei und adressatengerecht 
erfolgt. (ebd.) 

Bezüglich Informationen und Beratungsmöglichkeiten werden seitens des Gerichts insbesondere 

die Verpflichtungsgespräche für die Auskunft über dementsprechende Angebote genutzt. Ansons-

ten stellen vor allem die Betreuungsvereine eine Anlaufstelle für ehrenamtliche Betreuer dar. So 

bieten 96 % der Betreuungsvereine individuelle Beratung nach Terminvereinbarung an, 87 % der 

Vereine darüber hinaus Informations- und Fortbildungsveranstaltungen und 79 % der Vereine re-

gelmäßige Einführungsveranstaltungen für neue Betreuer (vgl. ebd. 204). Informationsmaterialien 

zur Information und Beratung ehrenamtlicher Betreuer sind circa 50 % der Rechtspfleger*innen 

sowie circa 75 % der Vereine bekannt und werden von diesen auch genutzt. Dennoch empfehlen 

die Autor*innen im Abschlussbericht des Forschungsprojekts: 

Handlungsempfehlung 20: Einführende Informationsangebote für berufliche und ehrenamtli-
che Betreuer sollten stärker ausgebaut werden. Zur Begrenzung des damit verbundenen Auf-
wands sollten vorhandene, standardisierte Konzepte stärker genutzt werden. (ebd. 573) 

Die Unterscheidung zwischen der eigenen Perspektive und der des Betreuten ist für die Wahrung 

der Selbstbestimmung des Betreuten von großer Bedeutung. Ein Fünftel der Angehörigenbetreuer 

äußerte, dass sich für sie die Frage dieser Unterscheidung nicht stellt. Weiterhin suchen sie selten 

den Austausch mit Fachkräften des Betreuungswesens oder anderen Dritten und beraten sich an-

stelle dessen häufig mit Freunden oder anderen Familienangehörigen. (vgl. ebd. 283 ff.) Daher 

sollte Selbstbestimmung ein wesentlicher Aspekt in der Schulung ehrenamtlicher Betreuer sein. 

Dies gilt im besonderen Maße für Eltern und andere familienangehörige Betreuer. 

Handlungsempfehlung 46: Beratungs- und Schulungsangebote für ehrenamtliche Betreuer soll-
ten gezielt auf die Vermittlung von Methoden zur Stärkung der Autonomie und Selbstständig-
keit der Betreuten ausgerichtet sein. Weiterhin sollten ehrenamtliche Betreuer zwischen ihrer 
eigenen Sichtweise und der des Betreuten klar trennen können. Angehörigenbetreuer sollten 
auch dabei unterstützt werden, sich ihrer Rolle als Angehöriger einerseits und ihrer Pflichten 
als rechtlicher Betreuer andererseits bewusst zu werden. Auch Möglichkeiten der Beratung 
durch Fachleute sollten gezielt unter den ehrenamtlichen Betreuern bekannt gemacht werden. 
(ebd. 587) 
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Speziell das Konzept der unterstützten Entscheidungsfindung stellt in diesem Zusammenhang ein 

relevantes Instrument dar, das dazu dient, die Selbstbestimmung des Betreuten zu wahren und 

Fremdbestimmung zu vermeiden. Das Angebot diesbezüglicher Fortbildungsangebote von Betreu-

ungsstellen und Betreuungsvereinen ist jedoch kaum vorhanden, was durch stichprobenartige Ab-

fragen im Kölner Raum festgestellt wurde (vgl. van Doornick BtPrax: 19). Grundsätzlich ist davon 

auszugehen, dass Fortbildungen und Schulungen zur unterstützen Entscheidungsfindung sich posi-

tiv auf die Qualität der Betreuung auswirken (vgl. ebd.). 

Handlungsempfehlung 34: Für die rechtliche Betreuung sind Konzepte und Methoden zur un-
terstützten Entscheidungsfindung zu entwickeln. In zweiter Linie gehört hierzu auch die Ent-
wicklung eines Selbstevaluationsinstruments, das es ermöglicht, selbst zu überprüfen, ob eine 
unterstützte Entscheidungsfindung erfolgte.  (Matta et al. 2018:  581) 

Im Wesentlichen ist anhand der innerhalb des Forschungsprojekts durchgeführten Befragungen zu 

erkennen, dass sowohl die Einführung in die rechtliche Betreuung als auch die inhaltliche Fortbil-

dung besonders gestärkt werden muss. So geben etwa die Hälfte der Angehörigenbetreuer an, dass 

sie dem eigenen Empfinden nach nicht über ausreichend Kenntnisse in betreuungsrelevanten The-

menbereichen verfügen (vgl. ebd.: 247 f.). Und auch nach den Kompetenzen der Empathiefähigkeit 

und des Rollensbewusstseins gefragt, geben weniger als die Hälfte der familienangehörigen Be-

treuer an diese anzuwenden (vgl. ebd.: 145). Es ist zu vermuten, dass insbesondere die Fähigkeit 

des Rollenbewusstseins für Eltern eine Herausforderung darstellt, da diese über die grundsätzliche 

Betreuungsführung hinaus damit konfrontiert sind, bekannte Rechte und Verhaltensweisen der el-

terlichen Sorge beziehungsweise der Vormundschaft zu reflektieren. So ist festzustellen, dass ge-

rade Angehörigenbetreuer Schwierigkeiten haben, ihre Rolle als rechtlicher Betreuer von anderer 

Betreuungsarbeit zu trennen (vgl. ebd.: 612). Für die Selbstbestimmung eines rechtlich betreuten 

Menschen kann sich diese Tatsache gerade dann als problematisch darstellen, wenn Eltern das Be-

wusstsein für die Veränderung in der Rechtsbeziehung zwischen Eltern und Kind speziell in Bezug 

auf das mit der Volljährigkeit nicht mehr gegebene Erziehungsrecht fehlt. Dieser Missstand würde 

sich unter der Betrachtung dessen, dass Personen, die von Familienangehörigen rechtlich betreut 

werden, überwiegend von diesen über die rechtliche Betreuung informiert werden (vgl. ebd.: 367), 

noch vergrößern. An dieser Stelle wird deutlich, wie wichtig eine umfassende Aufklärung und Ein-

führung in die Betreuung gerade für Familienangehörige und speziell für Eltern ist. Darüber hinaus 

sind betreute Menschen ebenfalls zwingend über ihre Rechte aufzuklären und an dem Prozess der 

Betreuerbestellung zu beteiligen. Rechtliche Betreuung muss für sie verständlich gemacht werden, 

so umfassend und niedrigschwellig wie möglich.  
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Teil II: Empirischer Teil 

9. Forschungsdesign 

 9.1 Forschungsleitende Fragestellung 

Anhand der bisherigen Forschung wird deutlich, dass in der Diskussion über die Qualität in der Be-

treuung bisher ausschließlich zwischen Berufsbetreuern und ehrenamtlichen Betreuern, in einigen 

Fällen auch unter Fremdbetreuern und Familienangehörigen, unterschieden wird. Dabei findet eine 

Auseinandersetzung mit familienangehörigen rechtlichen Betreuern und ihren spezifischen Heraus-

forderungen sowie auch Chancen lediglich sporadisch statt. Gerade wenn Eltern zusätzlich zu ihrer 

gewohnten Rolle die rechtliche Betreuung für ihr Kind übernehmen, ist zu vermuten, dass dabei 

Rollenkonflikte entstehen können. Die Betrachtung des Innenverhältnisses der rechtlichen Betreu-

ung stellt demnach besonders in dieser Konstellation einen Gegenstand der Sozialen Arbeit dar. 

Untersuchungen in diesem Bereich erscheinen zwingend notwendig, damit das Gelingen der Be-

treuungsführung unter Gesichtspunkten der Selbstbestimmung des Betreuten beurteilt werden 

kann. Erkenntnisse sind für einen gezielten Zugang und eine stärkere Unterstützung von rechtlich 

betreuenden Eltern sinnvoll und erforderlich. 

In der vorliegenden Untersuchung sollen zunächst die zwei wesentlichen Schnittstellen zwischen 

Eltern, die die rechtliche Betreuung für ihr Kind übernehmen, und dem Betreuungswesen betrach-

tet werden: Rechtspfleger*innen und Betreuungsvereine. So kann die Adressierung dieser Gruppe 

und das Bewusstsein über spezifische Bedarfe ansatzweise bewertet werden. Die Forschungsfrage 

dazu lautet: 

Wie werden Eltern in ihrer Rolle als rechtliche Betreuer bei der Umsetzung der betreuungsrechtlich 

geforderten Wahrung von Selbstbestimmung betreuter Menschen unterstützt? 

In einem nächsten Schritt könnte daraufhin die Perspektive der Betreuten und der Eltern im Fokus 

einer anschließenden Untersuchung stehen. Da dies den Umfang dieser Arbeit übersteigen würde, 

soll für eine solche Betrachtung hiermit eine mögliche Grundlage geschaffen werden.7 

Dem beschriebenen Forschungsvorhaben sind eine Vielzahl von Fragen untergeordnet: 

Wie werden Eltern über die mit der Volljährigkeit des eigenen Kindes und der Betreuerbestellung 

einhergehende Veränderung in der Rechtsbeziehung durch das Betreuungsgericht informiert? Dabei 

ist interessant, inwiefern Rechtspfleger*innen im Rahmen des Verpflichtungsgesprächs auf 

 
7 Weiterführende Überlegungen siehe Kapitel 11.4 
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spezifische für Eltern relevante Themen eingehen und ob das Instrument des Einführungsgesprächs 

in dieser Betreuungssituation als Möglichkeit zur Einbeziehung des Betreuten genutzt wird. 

Welchen Beitrag leisten Betreuungsvereine, um Unterstützung bezüglich der Entwicklung einer an-

gemessenen Haltung in der Betreuungsführung und dementsprechendes Wissen für Eltern bereitzu-

stellen? Dabei spielen sowohl die Vermittlung von betreuungsrelevanten Grundkenntnissen als 

auch die Einführung in methodisches Wissen, wie beispielsweise der unterstützten Entscheidungs-

findung, eine Rolle. 

Gibt es von den Betreuungsvereinen ein spezifisches Angebot für Eltern als Betreuer und wie sieht 

der Zugang zu dieser Personengruppe aus? In Bezug darauf, was die Fachkräfte als die wesentlichen 

Kompetenzen eines Betreuers betrachten, die zu einer gelingenden Betreuungsführung beitragen, 

können sowohl die Erfahrungen der Rechtspfleger*innen als auch der Vereinsbetreuer*innen auf-

schlussreich sein. Schließlich gilt es auch zu erfahren, welche Erkenntnisse die Befragten hinsichtlich 

der Eignung von Eltern als rechtliche Betreuer aus ihrer Erfahrung in der Arbeit mit dieser Gruppe 

ableiten. 

 

 9.2 Erhebungsmethode: Expert*inneninterviews 

Die der Forschungsfrage untergeordneten Aspekte wurden jeweils in entsprechende Interviewleit-

fäden, einen für Rechtspfleger*innen und einen für Fachkräfte der Betreuungsvereine, übersetzt. 

Der Datenerhebung liegt in dieser Arbeit die Methode des Expert*inneninterviews nach Gläser und 

Laudel zugrunde, die der qualitativen Sozialforschung zugehörig ist (vgl. Gläser/Laudel: 24). 

Im Unterschied zur quantitativen Sozialforschung, die sich vorwiegend damit befasst, bestehende 

Theorien zu überprüfen, richtet sich das Erkenntnisinteresse einer qualitativ angelegten Untersu-

chung auf die Ergründung neuer Theorieansätze, weshalb sie im Rahmen der Bearbeitung der vor-

liegenden forschungsleitenden Fragestellungen als geeignet erscheint. Bei einer Befragung von Ex-

pert*innen, die mit bedeutsamen Prozessen des Erkenntnisinteresses im Zusammenhang stehen, 

gilt es, die Forschungsfragen in einen Interviewleitfaden zu übersetzen, um aus den Antworten Da-

ten generieren zu können (vgl. Gläser/Laudel: 39 f.). Die Form des Leitfadeninterviews wurde im 

Gegensatz zu anderen nichtstandardisierten Interviews, wie dem offenen Interview und dem nar-

rativen Interview, gewählt, da sie sich eignet, im Vorhinein sowohl Themen als auch spezifische 

Fragen bestimmen zu können. Der Leitfaden garantiert somit Struktur bei der Thematisierung ver-

schiedener relevanter Prozesse, wobei die Fragen weder in einer festgelegten Reihenfolge noch in 

einem bestimmten Wortlaut gestellt werden müssen (vgl. ebd. 42 und 105). In einem 
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Expert*inneninterview erfüllt der Leitfaden darüber hinaus den Zweck, den Interviewpartner*in-

nen gegenüber kompetent aufzutreten und somit möglichst umfassend von deren Deutungswissen 

zu erfahren (vgl. Meuser/Nagel 1997: 486). 

Die Methode des Expert*inneninterviews erscheint für die Bearbeitung der genannten Fragestel-

lung besonders geeignet, da so die komplexen Wissensbestände der Rechtspfleger*innen und Ver-

einsbetreuer*innen bezüglich ihrer Erfahrungen mit rechtlich betreuenden Eltern rekonstruiert 

werden können. Diese Fachkräfte des Betreuungswesens werden in diesem Zusammenhang als Ex-

pert*innen betrachtet, da ihr spezifisches Wissen über die Information von Eltern im Rahmen des 

Betreuungsverfahrens einerseits und die Begleitung sowie Unterstützung durch die Betreuungsver-

eine andererseits für die Beantwortung der forschungsleitenden Frage von wesentlicher Bedeutung 

ist. Sowohl die Art als auch die Qualität der erhobenen Daten sind von dieser methodischen Festle-

gung geprägt. 

 

 9.2.1 Interviewleitfäden 

Der Aufbau der Interviewleitfäden folgt dem Prinzip vom Allgemeinen zum Spezifischen. So bezie-

hen sich die Fragen an die Fachkräfte aus den Betreuungsvereinen zu Beginn auf die grundlegenden 

Kompetenzen, die zu einer gelingenden Betreuungsführung beitragen, auf die Angebote des Be-

treuungsvereins und auf die spezifische Adressierung von Eltern. Zum Schluss werden die Eignung 

von Eltern als rechtliche Betreuer, die spezifischen Bedarfe und mögliche Ansätze zur Unterstützung 

thematisiert. Der Interviewleitfaden für die Rechtspfleger*innen ist ähnlich aufgebaut, wobei ein 

besonderer Fokus auf dem Verpflichtungsgespräch und der Möglichkeit, dieses zu nutzen, um El-

tern über ihre Rolle als rechtlicher Betreuer zu informieren, liegt. 

Es wird keine statische Reihenfolge der Fragen vorgegeben, jedoch kann die Abfolge der Leitfäden 

Orientierung dabei bieten, das Gespräch sinnvoll zu strukturieren. Zu den entsprechenden Themen-

blöcken ist jeweils eine erzählgenerierende Frage formuliert, sowie eine Reihe an möglichen Nach-

fragen aufgeführt. 

 

 9.2.2 Sampling 

Die Auswahl der Interviewpartner*innen erfolgte geleitet vom Erkenntnisinteresse und dem Ziel, 

alle zur Beantwortung der Forschungsfrage erforderlichen Daten zu erhalten (vgl. Gläser/Laudel: 

118). Dabei ist anzumerken, dass auch der zeitliche Faktor bezüglich der Datenmenge im Rahmen 
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dieser Auseinandersetzung eine Begrenzung darstellt.8 

Als Expert*innen wurden zwei Fachkräfte aus Betreuungsvereinen und zwei Rechtspfleger*innen 

befragt. Die beiden Fachkräfte sind in Betreuungsvereinen in Nordrhein-Westfalen tätig. Beide füh-

ren selbst Betreuungen und sind darüber hinaus die für die Querschnittssarbeit in dem jeweiligen 

Verein hauptverantwortlichen Mitarbeiter*innen. Außerdem verfügen beide Expert*innen über 

mehr als 15 Jahre Berufserfahrung in der Tätigkeit im Betreuungsverein. Des Weiteren wurden zwei 

Rechtspfleger*innen eines Amtsgerichts interviewt, die beide seit über einem Jahr in Betreuungs-

sachen tätig sind. 

Alle vier Interviews wurden telefonisch geführt9, dabei mithilfe eines mobilen Audiorekorders auf-

gezeichnet, im Anschluss transkribiert und wie mit den Interviewpartner*innen vereinbart anony-

misiert. 

 

 9.3 Transkription 

Zur Interpretation der Daten müssen diese verschriftlicht werden. Dabei scheint eine gänzlich 

strenge Präzision bezüglich Pausen, Betonung, Füllwörtern und Verzögerungslauten im Kontext der 

vorliegenden Untersuchung nicht erforderlich, da die Inhalte der Aussagen und nicht deren Sprache 

für die Bearbeitung der Forschungsfrage von vordergründiger Relevanz sind. Lediglich, wenn die 

Ausdrucksweise die Bedeutung des Gesagten maßgeblich verändert oder beeinflusst, ist diese zu 

beachten (vgl. Gläser/Laudel: 193). In dieser Arbeit wurden die Interviews nach den folgenden Re-

geln transkribiert: 

- Die Interviews wurden in Standardorthografie verschriftlicht. 

- Redeabrüche werden durch drei Punkte gekennzeichnet. 

- Nachträgliche Anmerkungen werden in eckigen Klammern ergänzt. (vgl. Gläser/Laudel: 

194) 

Die am Interview beteiligten Personen werden wie folgt abgekürzt: 

Herr L. Rechtspfleger am Betreuungsgericht 

Frau W. Rechtspflegerin am Betreuungsgericht 

 
8 Inwiefern weitere Untersuchungen und die Befragung anderer Personengruppen über die in dieser Arbeit 
durchgeführten Interviews von Relevanz wären, wird in den Kapiteln 11.1 und 11.4 näher betrachtet. 
9 Begründet durch die zum Zeitpunkt der empirischen Arbeit stattfindende Ausbreitung der COVID-19-Pan-
demie wurden die Interviews telefonisch durchgeführt, um nicht notwendige physische Kontakte zu vermei-
den. 
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Frau C. Vereinsbetreuerin und Hauptverantwortliche für die Querschnittsarbeit 
in einem Betreuungsverein 

Herr S. Vereinsbetreuer und Hauptverantwortlicher für die Querschnittsarbeit 
in einem Betreuungsverein 

I. Interviewer 

 

 9.4 Auswertungsmethode: Qualitative Inhaltsanalyse 

Die Transkripte stellen die Grundlage für die Auswertung der darin enthaltenen Daten dar. Im Rah-

men einer qualitativ angelegten Untersuchung ist zunächst fraglich, welche Informationen dieser 

Rohdaten für die Bearbeitung des Forschungsinteresses von Relevanz sind. Diese Unklarheit unter-

scheidet dieses Vorgehen von quantitativen Forschungen (vgl. Gläser/Laudel: 43). In der vorliegen-

den Arbeit wurde die Methode der qualitativen Inhaltsanalyse nach Gläser und Laudel gewählt, um 

die vorerst ungenauen Rohdaten auszuwerten. Dabei werden Informationen extrahiert und isoliert 

vom Ursprungstext bearbeitet. Lediglich wenn es sich um ein zu rekonstruierendes Untersuchungs-

objekt, also im weitesten Sinne soziale Prozesse, handelt und nicht der Text selbst das Erkenntnis-

interesse darstellt, ist diese Vorgehensweise anzuwenden. Das Ordnungsschema für die Analyse 

der im Text enthaltenen Informationen wird bereits vor dem Beginn der Auswertung anhand theo-

retischer Vorüberlegungen festgelegt, die einzelnen Kategorien können jedoch während der Bear-

beitung angepasst werden. (vgl. ebd.: 46 f.) Da die qualitative Inhaltsanalyse zur Auswertung der 

Expert*inneninterviews demnach geeignet ist, liegt der Untersuchung der vorliegenden For-

schungsfragestellung das von Gläser und Laudel in ihrem Lehrbuch „Experteninterviews und quali-

tative Inhaltsanalyse als Instrument rekonstruierender Untersuchungen“ (2009) beschriebene Ver-

fahren zu Grunde. Die der Extraktion vorausgesetzten Kategorien leiten sich aus den Interviewleit-

fäden ab. So ergeben sich vier zu untersuchenden Aspekte hinsichtlich der Frage, inwiefern Eltern 

in ihrer Rolle als rechtliche Betreuer bei der betreuungsrechtlich geforderten Wahrung von Selbst-

bestimmung betreuter Menschen unterstützt werden. 

 

10.   Ergebnisse 

Anschließend an die Darstellung der theoretischen Zusammenhänge bezüglich der rechtlichen Be-

treuung durch Eltern im ersten Teil dieser Arbeit werden im Folgenden die Ergebnisse der Inter-

views vorgestellt. Anschließend sollen diese Ergebnisse diskutiert werden, um sich der Beantwor-

tung der Forschungsfrage zu nähern. 
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 10.1 Aufklärung und Information 

Der Vereinsbetreuer berichtet, dass die Beratung von Eltern häufig schon vor der Betreuerbestel-

lung stattfindet. So setzen sich Eltern bereits im Vorfeld der Betreuung mit dem Betreuungsverein 

in Kontakt, um sich zu informieren (1/62 f.). Dabei liege das primäre Interesse oft in der Verhinde-

rung einer Fremdbetreuung (1/65 f.). Der Betreuungsverein berät in diesem Zusammenhang auch, 

ob die Einrichtung einer Betreuung überhaupt notwendig ist (1/80 ff.). In vielen Fällen erlebt der 

Vereinsbetreuer dabei vermehrt schwerwiegende Missverständnisse des Zwecks einer rechtlichen 

Betreuung und beschreibt, dass einige Eltern durch die Einrichtung einer Betreuung intendieren, 

die vollständige Selbstbestimmung des Kindes zu verhindern (1/72 ff.). Es sei für ihn dann schwierig, 

ein Verständnis des Wesens rechtlicher Betreuung zu vermitteln, weil die Abgrenzung von der el-

terlichen Sorge im Übergang zur Volljährigkeit eine Herausforderung darstellt und somit das Para-

digma möglichst selbstbestimmter Entscheidungen des Kindes nicht im Vordergrund der Auseinan-

dersetzung mit rechtlicher Betreuung steht (1/113 ff.): 

Weil es steht die elterliche Sorge, die Sorge um das Kind im Vordergrund. Und es steht weniger 
der Gedanke im Vordergrund, dass die rechtliche Betreuung eigentlich darauf ausgerichtet ist, 
dass die Menschen möglichst selbst verantwortlich entscheiden. Das ist total schwierig zu ver-
mitteln. (1/113-116) 

Diese Aufklärungsarbeit sei gerade mit Eltern herausfordernd (1/117). Der Vereinsbetreuer gibt an, 

er versuche in der Beratung deutlich zu machen, dass die erwachsenwerdenden Kinder auch ein 

Recht darauf haben, ein eigenes Leben zu führen (1/124 f.) und so den Eltern den hinter der recht-

lichen Betreuung stehenden Gedanken der Selbstbestimmung nahezubringen (1/162 f.). Er berich-

tet beispielsweise von vielen Eltern, für die es selbstverständlich sei, dass ihre behinderten Kinder 

nicht auf ihr Konto zugreifen dürfen (1/164 f.) und dass zahlreiche Eltern daher unbedingt einen 

Einwilligungsvorbehalt und somit die Einschränkung der Geschäftsfähigkeit anordnen wollen 

(1/168): 

Da gibt es so ganz praktisch, es gibt so simple Gedanken, dass die selbstverständlich alle mög-
lichst davon ausgehen, dass die Kinder nicht auf ihr Konto zugreifen dürfen sollen. Also das 
möglichst zu verhindern. (1/163-166) 

Eine differenzierte Betrachtung dessen, was die Kinder selbstständig können, stelle für Eltern nach 

seiner Erfahrung eine große Herausforderung dar (1/168 ff.). 

Ein weiteres Beispiel für eine Haltung jenseits von Selbstbestimmung ist die Thematik der Sterilisa-

tion. Der Vereinsbetreuer berichtet, dass er bei einer externen Informationsveranstaltung massiv 

mit den Überlegungen von Eltern konfrontiert worden sei, ihre Töchter sterilisieren zu lassen. Ihnen 

sei dabei nicht klar gewesen, dass dies im Rahmen der rechtlichen Betreuung nicht ohne weiteres 
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möglich ist. Die Betreuung wurde von ihnen daher als Einschränkung ihrer Elternrolle empfunden 

(1/425-444). Laut des Interviewpartners zeige dies eine extreme Form der Sorge von Eltern, Ver-

antwortung abzugeben (1/638 f.). 

Allgemein würden sich nur wenige Eltern auf einen intensiven Beratungsprozess einlassen, um sich 

den Sinn der rechtlichen Betreuung erklären zu lassen (1/174 f.). Der Vereinsbetreuer berichtet, 

Eltern sehen die Einrichtung einer rechtlichen Betreuung oft als formale Notwendigkeit an. Er ver-

mutet, dass viele gerne darauf verzichten würden und, wenn es nicht formal notwendig wäre, die 

Fortführung der elterlichen Sorge ihre Präferenz sei (1/238-241). Anlass für die Einrichtung der Be-

treuung sei häufig der Anspruch auf Grundsicherung mit Erreichen der Volljährigkeit des Kindes 

(1/480 f.) und die Notwendigkeit der rechtlichen Vertretung gegenüber der Schule (1/488 f.). Auch 

aus diesen Gründen werden nach seiner Erfahrung die Betreuungen geistig behinderter Kinder häu-

fig mit Erreichen der Volljährigkeit und nicht zu einem späteren Zeitpunkt eingerichtet (1/473 f.). 

Bei der Beratung von Eltern sei insbesondere die Auseinandersetzung mit den Berichten gegenüber 

der Rechtspflege ein wiederkehrendes Thema (1/86). Auch die befragte Vereinsbetreuerin berich-

tet, dass gerade die Erwartungen, die vom Gericht an die Betreuer gestellt werden, zu Beginn häufig 

eine Belastung für Eltern darstellen (2/77-81). Dabei gebe es auch eine grundsätzliche Scheu mit 

dem Gericht in Kontakt zu stehen (2/88 f.). 

Sowohl der Wechsel von der Schule in die Arbeitswelt als auch ein Wechsel der Wohnform oder 

der Auszug aus dem Elternhaus stelle eine besondere Herausforderung für Eltern als rechtliche Be-

treuer dar (2/118-124). Die rechtliche Betreuung sei jedoch nur ein Aspekt bei dem Prozess zu mehr 

Eigenständigkeit des Kindes. Auch unabhängig davon spiele das Thema Wohnen und der Auszug 

von den Eltern eine wichtige Rolle (1/556-561). Der Übergang zur Volljährigkeit stelle dabei lediglich 

eine formale Grenze dar. Damit Selbstbestimmung gelingen kann, sollte der Prozess zu mehr Auto-

nomie fließend sein und frühzeitig angegangen werden, was jedoch häufig nicht geschehe, so die 

Erfahrung des Vereinsbetreuers (1/146ff.). Dabei sei unter anderem problematisch, dass eine zu-

nehmende Unabhängigkeit des Kindes den Verlust einer der wesentlichen langjährigen Aufgaben 

der Eltern, nämlich die Sorge um das behinderte Kind, bedeutet und, systemisch betrachtet, 

dadurch häufig andere Herausforderungen entstehen (1/594-617). 

Der Rechtspfleger mache seinerseits die Erfahrung, dass die meisten Eltern durch Ärzte und Behör-

den gut über anstehende Betreuungen informiert sind (3/267 ff.). Viele würden jedoch die Notwen-

digkeit der Einrichtung einer Betreuung nicht verstehen und sich fragen, warum sie mit Erreichen 

der Volljährigkeit des Kindes nicht ohne Weiteres die gleichen Rechte behalten, die sie als Eltern 

haben (3/283 f.). Seine Kollegin wiederum hat den Eindruck, Eltern sei in der Regel klar, was die 
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Einrichtung einer Betreuung bedeutet und insbesondere bezüglich der Geschäftsfähigkeit der be-

treuten Kinder gebe es kaum Missverständnisse (4/190 ff.). 

 

 10.2 Adressierung und Angebote 

Der Ablauf des Verpflichtungsgesprächs durch die Rechtspfleger*innen sei nicht standardisiert. 

Jede*r Rechtspfleger*in lege somit andere Schwerpunkte, auch wenn die wesentlichen Inhalte fest-

gelegt seien (3/203-208 und 4/45 f.). Der zeitliche Umfang ist nach den Aussagen beider Rechts-

pfleger*innen sehr unterschiedlich. So kann es sein, dass ein Gespräch lediglich zehn Minuten dau-

ert, es kann jedoch auch eine Stunde in Anspruch nehmen (4/36 ff. und 3/219-225). Im Regelfall 

liege der zeitliche Rahmen für ein Verpflichtungsgespräch laut den befragten Rechtpfleger*innen 

zwischen 20 und 30 Minuten (3/234 f.). Weil das Gespräch für den Betreuer eine besondere Situa-

tion darstelle, erwarte der Rechtspfleger nicht, dass alle in dieser Zeit vermittelten Informationen 

vom Betreuer verinnerlicht werden. (3/230 f.). 

Inhalt des Verpflichtungsgesprächs sei unter anderem die Aushändigung der Bestellungsurkunde 

mit der Erläuterung, dass diese die Eltern berechtigt, den Betreuten zu vertreten (3/75 f.). In der 

Regel werden laut des Rechtspflegers beide Elternteile als Betreuer bestellt, was den Eltern häufig 

ein zentrales Anliegen ist (3/310 f. und 318 ff.) Es werde den Betreuern erklärt, dass sie die Betreu-

ung dem Wohl des Betreuten entsprechend führen müssen (3/85-88). Für Eltern, die als Betreuer 

bestellt werden, sei dies der Einschätzung des interviewten Rechtspflegers zufolge selbstverständ-

lich (3/89 f.). Er mache in dem Zusammenhang deutlich, dass sich für sie im Vergleich zur elterlichen 

Sorge nichts ändern wird und erklärt ihnen auf diese Weise die rechtliche Betreuung (3/90-93):  

[Wenn] das die Eltern sind, da ändert sich ja im Prinzip nichts erstmal zu der elterlichen Sorge. 
Nur, dass es jetzt nicht mehr vom Gesetz her ist, sondern, dass sie so bestellt werden müssen. 
So probiere ich denen das dann ein bisschen zu erklären. (3/91 ff.) 

Dies wiederholt er im Interview auch an anderer Stelle: 

Dann, wie gesagt, wichtig finde ich immer denen zu sagen, dass sich im Prinzip nicht viel ändert. 
Also, die führen das natürlich ganz normal weiter, wie bei der elterlichen Sorge auch. Nur, dass 
jetzt halt noch, ich nenne es jetzt mal das blöde Gericht dazu kommt und noch einmal im Jahr 
einen Bericht haben will. Im Prinzip ändert sich da sonst nicht viel. (3/288-292) 

Auch die interviewte Rechtspflegerin habe gegenüber den Eltern eine ähnliche Erklärung: „Also, 

relevant ist zum einen, dass man denen gut sagen kann, im Grunde geht alles so weiter wie bisher, 

sie bleiben halt weiter Eltern.“ (4/68 f.) 

Inhaltlich werde im Verpflichtungsgespräch insbesondere die Befreiung von der 
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Rechnungslegungspflicht für Eltern (3/119-123) und die Notwendigkeit einer gerichtlichen Zustim-

mung für bestimmte Handlungen der Betreuer (3/143-158) erläutert. Dafür prüfe der Rechtspfleger 

in der Vorbereitung auf das Gespräch die Akte des Betreuungsverfahrens darauf, ob in dem vorlie-

genden Fall eine Wohnungskündigung, ein Grundstücksverkauf, ein Erbe oder freiheitsentziehende 

Maßnahmen ansteht (ebd.). 

Der Rechtspfleger berichtet, dass von Eltern häufig die Frage komme, was dem Betreuten erlaubt 

sei und dass Eltern die rechtliche Betreuung oft mit einer Entmündigung verwechseln (3/186-172). 

Der Betreute sei vollumfänglich geschäftsfähig, erkläre er den Eltern dann: 

Oft kommt dann auch noch die Frage, was der Betreute darf. Der Betreute darf natürlich alles 
ganz normal wie vorher auch. Also, viele verwechseln das leider immer noch mit der Entmün-
digung, die es bis 1992, glaube ich, gab. Das gibt es ja so nicht mehr. Also, wenn der Betreute 
noch geschäftsfähig ist, darf der alles ganz normal weiter so machen wie bisher, nur der Be-
treuer nebenbei, der darf das halt auch. (3/168-172) 

Diese Tatsache sei nicht Bestandteil jedes Verpflichtungsgesprächs und wird von dem Rechtspfleger 

seinen eigenen Aussagen nach lediglich erläutert, wenn explizit danach gefragt wird (3/177 f.). 

Überdies würden die Richter*innen die Betreuer zumeist bereits im Betreuungsverfahren darüber 

aufklären (3/182 ff.). 

Beide Rechtspfleger*innen machen deutlich, dass ein Verpflichtungsgespräch gemäß § 289 FamFG 

bei ehrenamtlichen Betreuern immer stattfindet, das Einführungsgespräch jedoch auch bei Eltern, 

die als rechtliche Betreuer bestellt werden, äußerst selten vorkommt (3/520-526 und 4/155-164). 

Lediglich wenn besondere Dinge, wie beispielsweise die Regelung eines Erbes, vorliegen, bei denen 

die Sicherstellung der Beachtung der Wünsche des Betreuten von erhöhter Relevanz ist, werde von 

dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht (3/535-541). Die sei jedoch die absolute Ausnahme (3/545 

f.): 

Und die Kommentierungen sagen auch, wenn ein Bekannter oder Verwandter das macht, dann 
ist das Einführungsgespräch in der Regel nicht notwendig. Und das machen wir hier wirklich 
sehr selten. Das macht man ja, wenn man wirklich sieht, da ist jetzt irgendeine ganz besondere 
Situation, die so ein Einführungsgespräch notwendig macht, um dem Betreuer auch klarzuma-
chen, dass er die Wünsche von dem Betroffenen da berücksichtigt, um die Wünsche von dem 
Betroffenen auch herausfiltern zu können und alles. So Dinge wären das. Also zum Beispiel, ich 
sage mal, wir haben jetzt zum Beispiel, der hat geerbt und da sind jetzt zwei Häuser drin und 
jetzt wie mit diesen Häusern verfahren werden soll. Da könnte man schon mal den Sinn sehen, 
dass man sich die hier hin lädt zu einem Einführungsgespräch. In allen anderen Fällen findet 
das eigentlich nicht statt. (3/532-541) 

Also, das ist wirklich die absolute Ausnahme, dass mal so ein Einführungsgespräch stattfindet. 
Wie gesagt, das Verpflichtungsgespräch muss immer stattfinden. Aber so ein Einführungsge-
spräch in der Regel nicht. (3/545 ff.) 

Grundsätzlich sei es so, dass bei Verpflichtungsgesprächen nur der Betreuer anwesend ist. Eltern 
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bringen jedoch fast immer ihr Kind mit, berichtet der Rechtspfleger (3/547 ff.). Die andere Rechts-

pflegerin habe dagegen die Erfahrung gemacht, dass der Betreute bei einem Verpflichtungsge-

spräch im Regelfall nicht anwesend ist und Eltern ihr Kind einzig in Ausnahmefällen mitbringen 

(4/169 ff.). Wenn das Kind anwesend ist, würde sich das Gespräch grundsätzlich dem Muster eines 

Einführungsgespräches annähern (3/535 ff.). Jedoch erläutert der Rechtpfleger auch, die Betreuten 

in diesem Fall nicht konkret in das Gespräch einzubeziehen, da sie diesem nicht folgen könnten 

(ebd.). 

Bezüglich des Informationsmaterials sagen beide Rechtspfleger*innen aus, dass sie Flyer über die 

Angebote der Betreuungsvereine aushändigen (4/94 f. und 3/345 f.). Diese werden ihnen vom Ar-

beitskreis der Kölner Betreuungsvereine zur Verfügung gestellt und beinhalten sowohl die Kontakt-

daten der einzelnen Betreuungsvereine als auch die Information über vierteljährlich stattfindende 

Einführungsveranstaltungen (3/365-370 und 4/ 85f.). Die Rechtspflegerin kann nicht beantworten, 

ob es spezifische Angebote für rechtlich betreuende Eltern gibt, vermutet jedoch, dass diese sich 

mit konkreten Fragen an die Betreuungsvereine wenden können (4/88 f.). Der interviewte Rechts-

pfleger weist konkret darauf hin, dass Eltern bei praktischen Fragen zur Beratung und Unterstüt-

zung Kontakt zu den Betreuungsvereinen aufnehmen sollen (3/349-355). Beide Rechtspfleger*in-

nen geben den Eltern außerdem Merkblätter des Justizministeriums NRW mit (3/370 ff. und 4/96 

f.). 

Laut der Vereinsbetreuerin bekommen alle neu bestellten Betreuer im Rhein-Sieg-Kreis von der 

Betreuungsbehörde einen Flyer mit einer Auflistung aller Betreuungsvereine des Kreisgebiets zuge-

schickt (2/145-148). Diese Flyer würden auch den Amtsgerichten vorliegen, die sie wiederum den 

ehrenamtlichen Betreuern mit der Information, sich zur Beratung und Unterstützung an die Betreu-

ungsvereine zu wenden, aushändigen (2/281-287). Die Vereinsbetreuerin nimmt jedoch an, dass 

die Angebote der Betreuungsvereine bei vielen familienangehörigen Betreuern nicht ausreichend 

bekannt sind: „Es gibt uns ja, aber dass es uns gibt, ist glaube ich viel zu wenig bei den Familienan-

gehörigen, bei den ehrenamtlichen Betreuern bekannt. Was sehr schade ist.“ (2/566 ff.) Dies zu 

ändern sei dem Betreuungsverein ein Anliegen, das allerdings nicht kurzfristig umzusetzen sei 

(2/566-571). 

Wenn sich Eltern bei den Betreuungsvereinen melden, was auch im Vorfeld einer Betreuerbestel-

lung möglich ist (2/346-351), würden in der Regel persönliche Beratungsgespräche geführt werden, 

die gerade bei konkreten Problemen wie beispielsweise hinsichtlich der Rechnungslegung oder der 

Berichterstattung gegenüber dem Gericht sinnvoll seien (2/149-154). Der befragte Vereinsbetreuer 

macht darüber hinaus deutlich, dass jeder, der sich an den Betreuungsverein wendet, die 
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Möglichkeit habe, individuell eine allgemeine Einführung in die rechtliche Betreuung zu erhalten 

(1/285 ff.). 

Eine gezielte Information bezüglich einer möglicherweise anstehenden rechtlichen Betreuung sollte 

sinnvollerweise in den Schulen stattfinden, weil dort bereits Kontakt zu den Eltern besteht, erklärt 

die Rechtspflegerin. Inwiefern das jedoch stattfindet, könne sie nicht beurteilen. Eine konkrete Zu-

sammenarbeit mit Schulen findet in ihrem Betreuungsverein nicht statt, sagt die Vereinsbetreuerin 

(2/380-385). Sie berichtet in dem Zusammenhang von einem Einzelfall, in dem eine Familie von der 

Schule über die anstehende rechtliche Betreuung informiert worden sei und diese den Kontakt zu 

dem Betreuungsverein hergestellt habe, damit dieser bei der Anregung der Betreuung beraten 

kann (2/348-360). Der Vereinsbetreuer eines anderen Betreuungsvereins hat den Eindruck, dass 

Schulen kein Konzept für die Information von Eltern über rechtliche Betreuung haben (1/518). Weil 

eine Förderschule wiederholt an den Betreuungsverein verwiesen habe, biete er nun in Zusammen-

arbeit mit dieser Schule regelmäßig Informationsveranstaltungen in deren Räumlichkeiten an 

(1/518-522). Diese finden alle ein bis zwei Jahre statt (1/98 f.) und werden in der Regel von zehn 

bis fünfzehn Personen besucht, was für den Betreuungsverein auch hinsichtlich des zeitlichen Auf-

wands von Einzelgesprächen vorteilhaft sei (1/107 ff.). Er mache die Erfahrung, dass die bei einer 

solchen Veranstaltung anwesenden Eltern daraufhin häufig Kontakt zu dem Verein aufnehmen, 

wenn der Zeitpunkt der Betreuungseinrichtung gekommen ist (1/537 ff., 1/241-244 und 1/264f.). 

Ein weiteres Angebot seines Betreuungsvereins stelle ein dreitägigies Kompaktseminar zum Thema 

Betreuungsrecht dar, das einmal im Jahr stattfindet. Dabei würden betreuungsrechtliche Grundla-

gen mit den Schwerpunkten Verfahrensrecht, Gesundheitssorge, Personensorge und Vermögens-

sorge mit dem Ziel behandelt werden, ein allgemeines Grundverständnis des Betreuungsrechts zu 

vermitteln (1/276-285). Dieses Seminar sei für die Betreuer freiwillig und in der Vergangenheit hät-

ten zwischen zehn und 50 Personen daran teilgenommen (1/ 292f und 1/297). Dem Vereinsbe-

treuer zufolge nehmen dieses Angebot eher Menschen wahr, die bereit sind, sich sehr intensiv mit 

der Thematik Betreuung zu befassen (1/309). Er bestätigt, es sei grundsätzlich ein Problem, dass 

gerade Eltern, die möglicherweise unwissend aufgrund unzureichender Aufklärung die Betreuung 

nicht im betreuungsrechtlichen Sinne führen, keinen Kontakt zu einem Betreuungsverein aufneh-

men, da sie keinen Anlass zur Beratung sehen (1/223-234). Insbesondere Eltern, die emotional stark 

betroffen sind und eventuell Unterstützungsbedarf bei der Entwicklung einer von Selbstbestim-

mung geprägten Haltung haben, nehmen selten an Informationsveranstaltungen teil und kontak-

tieren bei spezifischen Problemen eher das Gericht, berichtet der Rechtspfleger aus seiner Erfah-

rung (1/218 ff.). 
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Auch die andere Vereinsbetreuerin ist der Ansicht, dass diejenigen, die sich an einen Betreuungs-

verein wenden, lediglich den geringeren Teil der rechtlich betreuenden Eltern repräsentieren, die 

bereits von sich aus interessiert und informiert sind. Sie vermutet, es könnte eine hohe Dunkelziffer 

an ehrenamtlichen Betreuern geben, die möglicherweise nicht im Sinne des Gesetzgebers handeln 

(2/532-536). 

Des Weiteren erläutert sie, dass alle dem Verein bekannten ehrenamtlichen Betreuer sowohl zu 

angebotenen Fortbildungsveranstaltungen des eigenen Trägers als auch zu Fortbildungen anderer 

Veranstalter der Arbeitsgemeinschaft der Betreuungsvereine im Landkreis eingeladen werden 

(2/155-165). Da der Verein im Wesentlichen selbst über diese Veranstaltungen informiert (2/194) 

und keine Daten über neue Betreuerbestellungen vorliegen habe (2/139 ff.), müssten Interessierte 

jedoch von sich aus nach diesen Informationen suchen (2/212 f.). Als Verein würden sie ihrer Aus-

sage nach gerne mehr zu einer breiten Aufklärung von Eltern über rechtliche Betreuung beitragen 

und grundlegende Informationen über Selbstbestimmung und den Zusammenhang von rechtlicher 

Betreuung und Geschäftsfähigkeit verbreiten (2/505.509). Dies sei jedoch schwierig, wenn ihre An-

gebote auf freiwilliger Teilnahme beruhen (2/523 ff.). 

Deshalb ist auch die Sache mit der Aufklärung... Wir würden gerne mehr machen und tun, aber 
wenn die ehrenamtlichen Betreuer die nicht unbedingt oder nicht in Anspruch nehmen möch-
ten, sie müssen ja nicht. (2/523 ff.) 

Die Themen der in dem Betreuungsverein angebotenen Fortbildungsveranstaltungen seien unter 

anderem Gesundheitssorge und Vermögenssorge. Neben Einführungsveranstaltungen für neue Be-

treuer werden auch Informationsveranstaltungen zu Vorsorgevollmachten und Patientenverfügun-

gen angeboten (2/186 f.), die auch in externen Einrichtungen stattfinden (2/196 ff.). Dabei sei der 

Verein offen für Themenvorschläge und bereite bei entsprechender Nachfrage auch Veranstaltun-

gen zu anderen Themen vor (2/171-175). Ein wichtiger Bestandteil der Veranstaltungen sei außer-

dem die Möglichkeit des Erfahrungsaustauschs der Betreuer sowohl untereinander als auch mit den 

hauptamtlichen Fachkräften (2/176-181). Die Nachfrage nach Einführungsveranstaltungen sei ge-

ring, berichtet die Mitarbeiterin des Betreuungsvereins (2/236). Sie sei sich nicht sicher, ob eine 

verpflichtende Teilnahme für die Betreuungsvereine aufgrund bedingter Kapazitäten umsetzbar 

wäre, zeige sich dem Gedanken jedoch grundsätzlich nicht abgeneigt (2/291 ff.). Bei den Informati-

onsveranstaltungen zum Thema Vorsorgevollmacht sei die Nachfrage sehr groß, da sich viele Fami-

lienangehörige dafür interessieren, wie durch Vollmachten eine rechtliche Betreuung abzuwenden 

ist (2/244-247). Dabei spiele oft der Gedanke eine Rolle, dass möglicherweise ein Fremdbetreuer 

bestellt werden könnte. Eltern seien nicht ausreichend über den Vorrang des Ehrenamts informiert. 

Eine solche Informationsveranstaltung würde dem Betreuungsverein eine gute Gelegenheit bieten, 

die anwesenden Eltern auch über rechtliche Betreuung aufzuklären (2/257-264). 
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Auch bei der einmal im Monat angebotenen zweistündigen Sprechstunde des Betreuungsvereins 

in der Kreisverwaltung, bei der sich jeder Betreuer oder Bevollmächtigte beraten lassen kann, sei 

die Nachfrage sehr begrenzt, berichtet die Interviewpartnerin (2/214-222). Sie vermutet, dies liege 

daran, dass die Möglichkeit zur persönlichen Beratung bei dem Betreuungsverein darüber hinaus 

grundsätzlich jederzeit gegeben ist (2/227-231). 

Für den Vereinsbetreuer eines anderen Betreuungsvereins erscheine auffällig, dass Eltern die an-

gebotenen Beratungsmöglichkeiten sehr viel weniger in Anspruch nehmen als Fremdbetreuer und 

sonstige Ehrenamtler*innen. Er schätze, dass lediglich 20 bis 25 % der ehrenamtlichen Betreuer im 

Verein Eltern sind, die ihr Kind rechtlich betreuen (1/205-410). Die andere befragte Vereinsbetreu-

erin berichtet, in ihrem Verein seien in elf von 71 ehrenamtlich geführten Betreuungen Eltern für 

ihr Kind als Betreuer bestellt, was circa 15 % entspricht (2/334 ff.). Auch sie habe die Erfahrung, 

dass insbesondere Eltern, die mit Erreichen der Volljährigkeit ihres Kindes dessen Betreuung über-

nehmen, nur sehr selten Kontakt zu einem Betreuungsverein aufnehmen (2/312 ff.). 

Sie stellt klar, dass es ehrenamtliche Betreuer gebe, die zu keinem Zeitpunkt Kontakt zu einem Be-

treuungsverein haben und dennoch gute Arbeit leisten. Jedoch gebe es auch diejenigen, bei denen 

sich eine Überforderung aufbaut, die dazu führt, dass sie die Betreuung abgeben müssen, was durch 

eine frühzeitige Begleitung eines Betreuungsvereins hätte verhindert werden können (2/294-297). 

Daher sei sie der Meinung, dass eine grundsätzliche Aufklärung der neu als Betreuer bestellten El-

tern beim Gericht stattfinden sollte. Inwiefern dies funktioniert und ob Rechtspfleger*innen zu die-

sem Zweck vom Instrument des Einführungsgesprächs Gebrauch machen, könne sie nicht einschät-

zen (2/544/548). 

 

 10.3 Kompetenzen 

In Bezug auf die Kompetenzen eines Betreuers stimmen beide Vereinsbetreuer*innen überein, dass 

gerade die Haltung für das Gelingen einer Betreuungsführung entscheidend sei. Dabei gehe es da-

rum, dem Willen des Betreuten wertneutral gegenüberzustehen: 

Es geht erstmal um eine Haltung. Die relativ schwierige Haltung ist erstmal so zu akzeptieren, 
dass der Wunsch von anderen Menschen dann halt auch in Ordnung ist. Und da auch, das kann 
noch so obskur sein, dass ich das nicht bewerten oder beurteilen muss und so weiter und so 
fort. (1/189-192) 

Ein Betreuer müsse die Selbstbestimmung des Betreuten in den Vordergrund der Tätigkeit stellen 

können (2/49). 

Ein weiterer wichtiger Aspekt sei die Bereitschaft und Fähigkeit, sich in die Einstellungen anderer 
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Menschen einzufühlen (1/192 ff.). Es sollte ein persönlicher, empathischer Kontakt vorhanden sein, 

der sich auch darauf auswirkt, dem Betreuten Sachverhalte individuell erläutern zu können (2/47 

f.). Dabei stellt der Vereinsbetreuer heraus, man müsse in der Lage sein, „jemandem auch das Recht 

zuzugestehen, einfach mal etwas auszuprobieren, zu experimentieren, Fehler zu machen und so 

eine gewisse Sicherheit im Hintergrund zu geben.“ (1/194 ff.) 

Auch Fachkenntnisse der einzelnen Rechtsangelegenheiten, die im Laufe der Betreuung auftreten 

können, tragen zum Gelingen dieser bei, stellt die interviewte Vereinsbetreuerin fest. Dabei sollte 

ein Betreuer zumindest wissen, wie er an entsprechende Informationen gelangen kann (2/50-54). 

Grundsätzlich sollten die Fähigkeiten eines Betreuers ihr zufolge sehr vielfältig sein, da nicht vo-

rauszusehen sei, welche Angelegenheiten für den Betreuten zu besorgen sind: 

Es ist die komplette Bandbreite. Man muss ja alles können. Jetzt muss man schauen, bei ehren-
amtlichen Betreuern, auch da wissen wir oft nicht, was sich da auftut, was sich auftun kann. 
Erbschaftsangelegenheiten, Schulden, die auf einmal hochploppen, gesundheitliche Entschei-
dungen bis hin zu Maßnahmen am Lebensende, Freiheitsentziehung. Also, es kann alles passie-
ren, was im Leben eines Menschen passieren kann. Alles das muss ein Betreuer versuchen, 
irgendwie zu bewältigen oder zumindest halt rechtlich die Angelegenheiten zu besorgen für 
ihn. (2/40-46) 

Sie betont, dass sich die Kompetenzen schliesslich nicht unterscheiden sollen, unabhängig davon, 

ob jemand Familienangehöriger, Fremdbetreuer oder Berufsbetreuer sei, da für alle Betreuer die 

gleichen gesetzlichen Handlungsgrundlagen gelten (2/60). Erfahrungsgemäß sei jedoch vorwiegend 

für Eltern Aufklärung über die Grenzen der rechtlichen Betreuung eine Voraussetzung für eine er-

folgreiche Betreuungsführung: 

Aufklärung darüber, dass die Betreuung gar nicht so weit geht, wie man denkt. Also, ich bin 
nicht der Vormund von früher. Es ist nicht so, dass ich bestimme. Auch dieses Wissen ist nicht 
immer bei allen rechtlichen Betreuern angekommen. Es gibt auch Betreuer, die sagen, das, was 
ich sage ist richtig, weil ich bin Betreuer. Ich muss alle Entscheidungen treffen. Rechtlich haltlos, 
aber in manchen Köpfen ist das halt so. Daher denke ich, ist auch Aufklärung ganz gut. (2/495-
500) 

Sie vermute jedoch, dass die Hürde der Aufklärung und Information nicht allzu groß sei, weil das 

Betreuungswesen auf die Vielzahl der ehrenamtlichen Betreuer angewiesen ist, um finanziell fort-

bestehen zu können (2/511-519). 

Den Aussagen der Rechtspfleger*innen sind deren Bewertungen der Differenzierung zwischen el-

terlicher Sorge und rechtlicher Betreuung (siehe Kapitel 10.2.) zugrunde zu legen. So erläutern 

beide in Verpflichtungsgesprächen Eltern gegenüber, dass sich für sie im Wesentlichen durch die 

Betreuerbestellung nicht viel ändern würde (3/91 ff.; 3/288-292 und 4/68). Auf die Kompetenzen 

eines Betreuers angesprochen gibt die Rechtspflegerin an, diese sollten sich bei Familienangehöri-

gen und Fremdbetreuern nicht unterscheiden, da sie grundsätzlich für die Führung von 
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Betreuungen notwendig seien (4/121 f.). Dazu zähle sie eine soziale Kompetenz (4/105 f.), Organi-

sationstalent, den Umgang mit Behörden und die Kompetenz zur Verwaltung von Finanzen und 

betont, dass die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten ansonsten stark einzelfallabhängig 

seien (4/110 ff.). 

Für den Rechtspfleger sei besonders wichtig, dass die Betreuer Kenntnis der rechtlichen Rahmen-

bedingungen haben und diese achten (3/403 ff.). Dazu zählt er insbesondere die Genehmigungs-

tatbestände. Daher stellt für ihn das Verpflichtungsgespräch eine wesentliche Grundlage für den 

Beginn einer Betreuung dar, bei dem er sich aufmerksames Zuhören wünscht (3/410 ff.). An anderer 

Stelle im Interview zeigt er jedoch auch Verständnis für die Besonderheit der Situation eines Ver-

pflichtungsgespräches und erwartet dementsprechend nicht, dass alle Einzelheiten erinnert wer-

den (4/425 ff.). Als eindeutig für eine erfolgreiche Betreuungsführung hinderlich beschreibt er El-

tern, die nicht erreichbar sind, kein Interesse an der Zusammenarbeit mit dem Betreuungsgericht 

haben oder diese als Last empfinden. Dies sei bei Eltern als rechtlichen Betreuern allerdings äußerst 

selten der Fall (3/418 ff. und 439-442). 

Eine Betreuungsführung gelinge im Wesentlichen dann, wenn es eine gute und vertrauensvolle Ba-

sis gibt, auf der Betreuer und Betreuter zusammenarbeiten, fasst die befragte Rechtspflegerin die 

Frage nach den Kompetenzen eines Betreuers zusammen (4/178 f.). Darüber hinaus sei wichtig, 

dass Eltern es schaffen, die Belange des Kindes so distanziert zu betrachten, dass eine neutrale 

Berichterstattung dem Gericht gegenüber möglich ist und dieses das Agieren des Betreuers somit 

effektiv auf Korrektheit prüfen kann (4/179-182). 

 

 10.4 Eignung 

In Bezug auf die Eignung von Eltern als rechtliche Betreuer betonen die Fachkräfte aus den Betreu-

ungsvereinen, dass gerade die Balance aus Nähe und Distanz eine Herausforderung darstellt. Für 

Eltern sei es schwierig, die Wünsche und Vorstellungen des eigenen Kindes nicht zu bewerten und 

diesen mit Akzeptanz zu begegnen, auch wenn sie ihnen suspekt erscheinen (1/190 ff.). Die Ver-

einsbetreuerin bezeichnet diese Herausforderung als Seiltanz und stellt die Schwierigkeit heraus, 

die Autonomie des Betreuten zu wahren: 

[…] Glaube ich, ist in der Tat eine Herausforderung, echt so ein Seiltanz. Weil man ja Selbstbe-
stimmung und Autonomie sichern soll, was unter Umständen als Elternteil schwierig ist. Be-
treuung ist ja immer vom Grundsatz Erforderlichkeit geprägt, das heißt, ich soll ja nur das ma-
chen, was tatsächlich erforderlich ist und wo wirklich eine Vertretungsmacht benötigt wird und 
die Leute auch selbstbestimmt, soweit es denn geht, leben lassen nach deren Wunsch, Willen 
und Präferenzen. Das ist natürlich, wenn ich ein Kind großgezogen [habe], schwierig, dann mit 
dem 18. Lebensjahr abzustellen. Das kann ich mir durchaus vorstellen. (2/406-412) 
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Sie bekräftigt diese Aussage mit einem konkreten Beispiel aus ihrer Erfahrung als Mitarbeiterin ei-

nes Betreuungsvereins: 

Also, ich habe auch, wir haben auch schon Betreuungen irgendwann von Erwachsenen über-
nommen, wo auch die erwachsenen Kinder gesagt haben, ne ich möchte in eine freiere Wohn-
form, ich möchte ausziehen, aber das ist mit der Betreuung durch meine Eltern einfach schwie-
rig. (2/412-415) 

Eltern würden sich erfahrungsgemäß mehr Sorgen machen, ob Dinge, die das Kind betreffen, funk-

tionieren und seien weniger mutig dabei, dem Kind Autonomie zuzutrauen (2/419 f.). Sie macht 

dabei auch deutlich, dass aus ihrer Erfahrung mit Eltern als rechtlichen Betreuern vieles sehr gut 

laufe (2/443 ff.). Den Betreuten in Richtung Selbstbestimmung zu begleiten, würde Eltern jedoch 

schwerer fallen als Außenstehenden (2/422 ff.), was ihr gerade bei Eltern von Kindern mit Behinde-

rungen auffalle (2/428 ff.). Die Balance zwischen der bekannten Elternrolle und der neuen Rolle der 

rechtlichen Betreuung zu finden sei mit viel Mühe verbunden (2/445 ff.): 

Es gibt ja Eltern, die auch schon bei den Kindern, die unter 18 sind, gucken, was sind meine 
Wünsche und was sind die Wünsche des Kindes und versuchen dementsprechend zu handeln. 
Und dann halt auch, wenn es volljährig ist. Dann ist es tatsächlich der rechtliche Auftrag eines 
Betreuers zu unterscheiden zwischen den eigenen Wünschen und zwischen den Wünschen des 
Betreuten. Und dann gibt es halt die Eltern, die das besser hinbekommen und die sagen, okay, 
meine Wünsche sind zwar so, aber deine Wünsche sind so. […] Die einen Eltern bekommen es 
halt besser hin und die anderen Eltern bekommen es unter Umständen schlechter hin. (2/471-
482) 

In einer Eltern-Kind-Konstellation rechtlicher Betreuung sei es des Weiteren für das Kind eine grö-

ßere Herausforderung, die eigenen Rechte einzufordern: „Da muss schon ganz viel passiert sein, 

damit man dann die eigenen Eltern auch ein Stück weit vor den Kopf stößt.“ (2/436 ff.). 

Auch der Mitarbeiter eines anderen Betreuungsvereins teilt die Einschätzung, dass die emotionale 

Betroffenheit ein wesentlicher Unterscheid in der Ausübung rechtlicher Betreuung von Familienan-

gehörigen und Fremdbetreuern sei (1/204). Er habe ebenfalls die Erfahrung gemacht, dass Fremd-

betreuer im Allgemeinen distanzierter, gelassener und weniger besorgt sind (1/205 f.).  

Die emotionale Nähe zum Betreuten würde die Betreuungsführung für Eltern in vielen Fällen auch 

vereinfachen (4/122 f.), da sie die Bedarfe des eigenen Kindes kennen (4/136 ff.), vermutet die 

Rechtspflegerin des Betreuungsgerichts. Eltern können ihrer Erfahrung nach gut einschätzen, ob 

das Kind beispielsweise besser im Elternhaus oder in einer Einrichtung aufgehoben ist (4/147 ff.). 

Auch sie vertrete jedoch die Meinung, dass dies immer vom Einzelfall abhängt und fehlende Distanz 

in der Betreuung durchaus auch hinderlich sein kann (4/124 f.). Insbesondere die Differenzierung, 

ob die Entscheidungen der Eltern auch dem Willen des Kindes entsprechen, sei für Eltern häufig 

schwierig (4/135 f.). Dabei halte sie es für möglich, dass nicht immer dem Willen des Betreuten 

entsprochen wird und einige Angelegenheiten familienintern geregelt werden (4/151 ff.). Eine 
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unabhängige Kontrolle der Betreuung durch eine familienfremde Person, die prüft, inwiefern die 

Entscheidungen des Betreuers auch den Wünschen und Vorstellungen des Betreuten entsprechen, 

halte sie daher für angemessen (4/132-135). 

Der interviewte Rechtspfleger betrachtet es als problematisch, dass es Eltern nicht immer gelingt, 

das Vermögen des Betreuten strikt getrennt von dem eigenen zu verwalten. Daher präferiere er für 

den Aufgabenbereich der Vermögenssorge die Bestellung von Fremdbetreuern (3/468-472). Außer-

dem beobachte er, dass Eltern, die grundsätzlich Schwierigkeiten damit haben, Angelegenheiten 

des Kindes distanziert zu betrachten, häufig überfordert seien, wenn besonders viele oder spezielle 

Dinge zu regeln sind (3/476-480). Die Betreuungsführung durch Eltern, deren Kinder aufgrund von 

Behinderungen in der Kommunikation der eigenen Wünsche und Vorstellungen stark eingeschränkt 

sind und die zum Wohnen oder Arbeiten an eine Einrichtung gebunden sind, funktioniere aus seiner 

Sicht in der Regel problemlos (3/496-502). 

 

11.   Diskussion 

 11.1 Methodendiskussion 

Im Zusammenhang mit dem methodischen Vorgehen der Untersuchung ist anzumerken, dass Ex-

pert*inneninterviews zumeist nicht die alleinige Erhebungsmethode darstellen, sondern durch die 

Kombination unterschiedlicher Methoden die empirische Absicherung der Ergebnisse erhöht wer-

den soll. Die spezifischen Schwächen einer einzelnen Methode sollen mit der Vorgehensweise der 

Triangulation durch die Stärken anderer Methoden ausgeglichen werden. (vgl. Gläser/Laudel: 105) 

Auch aufgrund zeitlicher Begrenzungen wurde dem empirischen Teil der vorliegenden Arbeit je-

doch lediglich eine Erhebungsmethode zugrunde gelegt. Die Anzahl der durchgeführten Interviews 

ist grundsätzlich erforderlich, da beide relevanten Schnittstellen zwischen den Fachkräften des Be-

treuungswesens und Eltern, die die rechtliche Betreuung ihres erwachsenwerdenden Kindes über-

nehmen, durch jeweils zwei voneinander unabhängige Personen repräsentiert sind. Die Befragung 

von weiteren Akteuren, wie beispielsweise Betreuungsrichter*innen, Eltern und Betreuten, ist je-

doch möglich und würde eventuell weitere relevante Informationen über wichtige Prozesse erge-

ben. Die Frage, welche Untersuchungen bezüglich des Forschungsgegenstands potenziell ferner von 

Interesse sind, wird in Kapitel 11.2. aufgegriffen. 

Alternativ zur qualitativen Inhaltsanalyse wäre auch die Kodierung eine mögliche Auswertungsme-

thode von Expert*inneninterviews. Da die Erhebung als vorwiegend theoriegeleitet auszumachen 

ist und die forschungsleitende Fragestellung eindeutig in einem systematischen Bezug zu den 
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theoretischen Vorüberlegungen steht, ist die Auswertung der Daten mithilfe der qualitativen In-

haltsanalyse sowohl möglich als auch zweckmäßig. (vgl. ebd.: 106) 

Die empirische Auseinandersetzung dieser Arbeit unternimmt den Versuch, sich trotz der geringen 

Größe weitestgehend auf die Gütekriterien qualitativer Sozialforschung zu stützen, wobei nicht aus-

geschlossen ist, dass eine breiter angelegte Untersuchung unter Einbeziehung weiterer Akteure 

dennoch sinnvoll ist. 

 

 11.2 Anknüpfungspunkte 

Es ist festzustellen, dass eine empirische Auseinandersetzung mit Eltern als rechtlichen Betreuern 

keinesfalls abgeschlossen ist. Daher sollen an dieser Stelle einige Aspekte angeführt werden, die zu 

einer intensiveren Betrachtung des Übergangs von der elterlichen Sorge zur rechtlichen Betreuung 

beitragen würden. 

An erster Stelle ist die statistische Erfassung von rechtlich betreuenden Eltern wünschenswert, da 

diese, wie die vorliegende Arbeit verdeutlicht, mit spezifischen Herausforderungen konfrontiert 

sind. Darüber hinaus kann eine quantitative Befragung der Betreuungsvereine hinsichtlich der spe-

zifischen Adressierung von Eltern als rechtlichen Betreuern als sinnvoll erachtet werden: Welche 

zielgruppenspezifischen Angebote gibt es und inwieweit finden sich die wesentlichen Bedarfe von 

Eltern darin wieder? Im Rahmen des Samplings für die Expert*inneninterviews fiel auf, dass sich 

mehrere Betreuungsvereine nicht in einer konkreten Zuständigkeit für Eltern, die ihr Kind betreuen, 

sehen. So gaben einige Vereine an, diese Personengruppe sei nicht in ihrer Kartei vertreten.  

Des Weiteren ist die Perspektive von Menschen, die von ihren Eltern rechtlich betreut werden, un-

bedingt in eine weitere Betrachtung einzubeziehen: Welche Erfahrung haben sie bezüglich unter-

stützter Entscheidungen? Wie wurden sie über die rechtliche Betreuung aufgeklärt? Inwiefern wer-

den sie in das Betreuungsverfahren eingebunden? Dabei kann ein zentraler Aspekt die Möglichkeit 

der authentischen Mitsprache darstellen.10 Auch Problematiken der erlernten beziehungsweise 

aufrechterhaltenden Hilfslosigkeit können im Rahmen einer Betreuung durch die eigenen Eltern 

eine Rolle spielen und sind dementsprechend relevant. Dies ging auch aus dem Interview mit der 

Vereinsbetreuerin hervor (2/435-438). 

Außerdem gilt es weiterhin zu untersuchen, inwiefern Akteure außerhalb des Betreuungswesens, 

wie Schulen, Ärzt*innen und Behörden, über rechtliche Betreuung informiert sind und infolgedes-

sen darüber aufklären können. 

 
10 Siehe Kapitel 4. 
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 11.3 Vergleichende Analyse und Schlussfolgerungen 

Die Aussagen der beiden Rechtspfleger*innen in Bezug auf den Ablauf eines Verpflichtungsgesprä-

ches suggerieren, dass die Verpflichtung der Betreuer weniger dazu dient, diesen über die Verän-

derung in der Rechtsbeziehung zwischen Eltern und Kind, die mit der Bestellung als rechtlicher Be-

treuer einhergeht, aufzuklären. Vielmehr liegt der Fokus des Gesprächs darauf, vorwiegend die Auf-

gaben eines Betreuers gegenüber dem Gericht, insbesondere die Rechnungslegung und Berichter-

stattung, zu erläutern. Das Innenverhältnis und die Beachtung von Wohl und Willen des Betreuten 

stehen dabei eher im Hintergrund. Auch wenn die Maxime der Orientierung am Wohl des Betreuten 

dargestellt wird, ist fraglich inwiefern ein vollumfängliches Verständnis davon vermittelt werden 

kann, da beide Rechtspfleger*innen die Annahme vertreten, die Umsetzung dessen sei für Eltern 

grundsätzlich selbstverständlich. Die Erklärung gegenüber den Eltern, durch die Übernahme der 

rechtlichen Betreuung würde sich für sie gegenüber der elterlichen Sorge nicht viel ändern, lässt 

eine Differenzierung bezüglich der Befugnisse als Eltern und denen als rechtliche Betreuer vermis-

sen. Eine missverstandene Auffassung der Grenzen rechtlicher Betreuung infolgedessen ist nicht 

auszuschließen.  

Ergänzend dazu ist anzumerken, dass der Rechtspfleger sich häufig mit der Frage konfrontiert sieht, 

inwieweit die Rechte des Betreuten durch eine Betreuerbestellung begrenzt seien. Die dem zu-

grunde liegende Gleichsetzung von rechtlicher Betreuung mit Entmündigung wäre durch konse-

quentere Aufklärung möglicherweise zu verhindern. Sicherlich kritisch betrachten werden kann, 

dass eine Erklärung über die Rechte des Betreuten seinerseits lediglich auf Nachfrage der Eltern 

erfolgt und durch eine Aussage wie, „wenn der Betreute noch geschäftsfähig ist, darf der alles ganz 

normal weiter so machen wie bisher, nur der Betreuer nebenbei, der darf das halt auch“ (3/171 f.), 

in sich durchaus unpräzise ist. An dieser Stelle mangelt es an einer Unterscheidung zwischen der 

Vertretungsmacht des Betreuers nach außen und der Verpflichtung zur Beachtung des Willens des 

Betreuten im Innenverhältnis. In diesem Zusammenhang mag auch das starke Gefälle des zeitlichen 

Umfangs für ein Verpflichtungsgespräch und die Verschiedenheit in Bezug auf den Ablauf und die 

inhaltliche Schwerpunktsetzung einzelner Rechtspfleger*innen eine Rolle spielen. 

Die Information von Eltern über die Angebote der Betreuungsvereine im Rahmen des Verpflich-

tungsgesprächs scheint zumindest in den Fällen der beiden interviewten Rechtspfleger*innen zu 

funktionieren. Über die Arbeitsgemeinschaften nach § 4 LBtG gibt es eine Zusammenarbeit zwi-

schen den Betreuungsgerichten und den Betreuungsvereinen, die dazu führt, dass Informations-

material der Vereine über die Rechtspfleger*innen an neu bestellte Betreuer ausgehändigt wird 

(3/345 f. und 4/94 f.).  Es ist nun an den Betreuern gelegen, den Kontakt aufzunehmen und die 

Angebote der Beratung, Einführung und Fortbildung wahrzunehmen. Eine generalisierende 
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Aussage über die Arbeitsgemeinschaften ist aufgrund anzunehmender Heterogenität keinesfalls 

möglich. Aus dem Interview mit dem Vereinsbetreuer geht hervor, dass lediglich 20 bis 25 % der 

Ehrenamtler*innen im Kontakt mit dem Betreuungsverein Eltern sind (bei der Vereinsbetreuerin 

eines anderen Vereins sind es circa 15 %) und gerade diese Gruppe die unterstützenden Angebote 

besonders wenig in Anspruch nimmt. Ein frühzeitiger Erstkontakt von rechtlich betreuenden Eltern 

zu einem Betreuungsverein, beispielsweise durch die Teilnahme an Informations- oder Einfüh-

rungsveranstaltungen, könnte in Bezug darauf förderlich sein.  

Alle Interviewpartner*innen stimmen überein, dass sich die Kompetenzen und Fähigkeiten von Be-

rufsbetreuern, Fremdbetreuern und familienangehörigen Betreuern grundsätzlich nicht unter-

scheiden sollten, da für alle im Wesentlichen die gleichen gesetzlichen Rahmenbedingen gelten. Es 

ist allerdings unklar, wie Eltern, die die rechtliche Betreuung ihres Kindes übernehmen, umfassen-

des Wissen zur Entwicklung einer angemessenen Haltung und methodische Fähigkeiten erlernen 

sollen, wenn der Zugang zu Fachkräften der Betreuungsvereine und andere Arten der Information 

nicht vollumfänglich genutzt werden. Darüber hinaus berichtet der Vereinsbetreuer, dass die Ver-

mittlung des betreuungsrechtlichen Verständnisses von Selbstbestimmung auch im Kontakt mit El-

tern, die zur Unterstützung mit einem Betreuungsverein in Verbindung stehen, durchaus eine Her-

ausforderung darstellt. 

Die Freiwilligkeit der unterstützenden und begleitenden Angebote der Betreuungsvereine für eh-

renamtliche Betreuer hat zur Konsequenz, dass ein Betreuungsverein lediglich auf Anfrage der Eh-

renamtlichen hin tätig wird. Eine obligatorische Teilnahme an einer Einführungs- oder Informati-

onsveranstaltung gibt es nicht. Dementsprechend kann eine umfassende Aufklärung und Fortbil-

dung über betreuungsrechtlich relevante Themen lediglich auf Wunsch des Betreuers erfolgen. Es 

ist zu diskutieren, inwiefern zusätzliche Qualitätsanforderungen an familienangehörige Betreuer 

gestellt werden können und ob es gerade in der Bedeutung dessen für den Betreuten legitim ist, 

dass der Anspruch an die Qualität einer Betreuungsführung je nach Betreuer (Berufsbetreuer, eh-

renamtlicher Frembetreuer oder familienangehöriger Betreuer) unterschiedlich bewertet wird. Im 

österreichischen System des Erwachsenenschutzrechts11 beispielsweise stellt die verpflichtende 

Teilnahme an Fortbildungs- und Beratungsangeboten eine zusätzliche Qualitätsanforderung an fa-

milienangehörige Betreuer dar (vgl. Crefeld/Kania 2009: 26).  

 

 

 
11 Das Erwachsenenschutzrecht stellt das österreichische Gegenstück zum deutschen Betreuungsrecht dar 
(vgl. Bundesministerium für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz 2018). 
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 11.4 Weiterführende Überlegungen 

Ableitend aus den Ergebnissen der Untersuchung und den Schlussfolgerungen daraus bezüglich der 

Herausforderungen bei der Information und Aufklärung von Eltern sollen an dieser Stelle einige 

Ansatzmöglichkeiten erörtert werden. Die zentrale Frage dabei ist: Wie können Abläufe und As-

pekte des Übergangs von der elterlichen Sorge zur rechtlichen Betreuung gestaltet werden, damit 

dieser Prozess erfolgreich gelingen kann? 

Es bleibt weiterhin zu debattieren, ob die verpflichtende Teilnahme an Einführungsveranstaltungen 

zur Sicherung fachlicher Standards und einer qualitativ hochwertigen Betreuungsführung umsetz-

bar und notwendig ist. Außerdem sind bei der Entwicklung von konkreten Vorgängen und Metho-

den zur unterstützten Entscheidungsfindung, die der Fachausschuss der UN-BRK bereits 2015 for-

derte (vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte 2015: 26) auch konkret die spezifischen Bedarfe 

von rechtlich betreuenden Eltern in den Blick zu nehmen. Der Umgang mit Rollenkonflikten zwi-

schen der Person des Elternteils und der Person des rechtlichen Betreuers ist gerade in Bezug auf 

die Selbstbestimmung des Kindes herausfordernd. Dabei ist festzustellen, dass das Fortbildungsan-

gebot zur unterstützten Entscheidungsfindung aktuell eher gering ist (vgl. van Doornick BtPrax 

2020: 19). Wie bereits das Forschungsprojekt „Qualität in der rechtlichen Betreuung“ festgestellt 

hat12, geht auch aus den Interviews mit den Rechtspfleger*innen hervor, dass vom Instrument des 

Einführungsgesprächs sehr selten Gebrauch gemacht wird. Dabei würde dies eine Möglichkeit 

schaffen, den Betreuten stärker in die Betreuerbestellung einzubeziehen und die Thematisierung 

dessen Selbstbestimmung in den Vordergrund der beginnenden Betreuungsführung stellen. Ge-

rade in einer Eltern-Kind-Konstellation erscheint dieses Instrument deshalb besonders sinnvoll. In 

der Ausgestaltung dessen ist eine Sensibilisierung von Rechtspfleger*innen hinsichtlich der spezifi-

schen Herausforderungen von Eltern bei der Wahrung der Selbstbestimmung des betreuten Kindes 

und eine Fortbildung in der Anwendung leichter Sprache zur Einbeziehung der Betreuten notwen-

dig. Diese Forderung begründet sich unter Anderem durch die Aussage des interviewten Rechts-

pflegers, eine rechtliche Betreuung kommunikativ stark eingeschränkter Menschen durch ihre El-

tern würde in der Regel keine Probleme darstellen, da diese ihren Willen gegenüber Dritten nicht 

ohne Weiteres äußern könnten. Dem ist kritisch anzumerken, dass die Beachtung von Wohl und 

Wille des Betreuten dennoch Grundlage jeglicher die Person betreffende Entscheidung zu sein hat 

und dementsprechend geeignete Maßnahmen und Methoden zu organisieren sind. 

 

 

 
12 Siehe Kapitel 8. 
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12.   Fazit 

Abschließend ist festzustellen, dass der Übergang von der elterlichen Sorge zur rechtlichen Betreu-

ung von spezifischen Herausforderungen für die Akteure des Betreuungswesens geprägt ist. So 

mangelt es an umfassender Aufklärung von Eltern. Diese sollte im Idealfall bereits im Vorfeld der 

Betreuerbestellung, spätestens jedoch im Rahmen des Betreuungsverfahrens oder bei der Unter-

richtung durch die Rechtspfleger*innen stattfinden. Eine rechtzeitige Aufklärung leistet einen we-

sentlichen Beitrag zu qualitativer Betreuungsführung und steht somit in einem unmittelbaren Zu-

sammenhang mit der Wahrung der Selbstbestimmung betreuter Menschen. Es wurde deutlich, 

dass das Instrument des Einführungsgesprächs grundsätzlich eine gute Gelegenheit darstellt, je-

doch nicht ausreichend genutzt wird. 

Damit eine fortlaufende Unterstützung und Begleitung rechtlich betreuender Eltern gesichert wer-

den kann, gilt es, einen frühzeitigen Kontakt zu den Betreuungsvereinen, die neben den Gerichten 

eine wesentliche Schnittstelle zu Fachkräften des Betreuungswesens darstellen, zu ermöglichen. So 

kann nicht nur Beratung und Fortbildung, sondern auch der Erfahrungsaustausch mit anderen eh-

renamtlichen und hauptamtlichen Betreuern stattfinden.  

Auch Informationsmaterial, sowohl für angehende Betreuer als auch in leichter Sprache für Be-

treute, gilt als geeignete Maßnahme, um eine umfassende Aufklärung über die Rechte und Pflichten 

betreuter Menschen zu erreichen. Eltern, die mit Erreichen der Volljährigkeit ihres Kindes dessen 

rechtliche Betreuung übernehmen, müssen sich des formalen Rollenwechsels bewusst werden und 

wissen, dass es ein Erziehungsrecht über Volljährige nicht gibt. Das Betreuungsgericht ist mit der 

komplexen Aufgabe konfrontiert, dieses Bewusstsein zu schaffen und dabei gleichzeitig eine wert-

schätzende Haltung gegenüber den Menschen zu vermitteln, die sich 18 Jahre lang um die Erzie-

hung ihres Kindes gesorgt haben. Für die Betreuungsvereine gilt es, Eltern zu erreichen, um eine 

weitere Sensibilisierung und Schulung zu ermöglichen. 

Die vorliegende Arbeit soll dabei keinesfalls als Plädoyer gegen die Bestellung von Eltern als recht-

liche Betreuer verstanden werden. Vielmehr gilt es, diese dabei zu fördern, die Betreuung zu füh-

ren. Schließlich brauchen Betreuer und Betreute sowohl Informationen als auch Training. Die Hal-

tung und das Wissen von Betreuern sind wesentliche Voraussetzungen für die Selbstbestimmung 

und Ermächtigung von Menschen mit Behinderungen.  
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